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HAUPTRESULTATE DER ANALYSE DER ABSTIMMUNG 
VOM 1. JUNI 2008

Bei der Abstim m ung vom 1. Juni 2008 wurden alle drei Vorlagen verw orfen: die Volks­
in itiative «Für dem okra tische Einbürgerungen», die Volksin itiative «Volkssouveränität s ta tt 
Behördenpropaganda» sowie der V erfassungsartike l «Für Q ualität und W irtscha ftlichke it in 
der Krankenversicherung».

Die In itia tive  « F ü r dem okratische E inbürgerungen»

Die erste Vorlage, ü b e rd ie a m l.J u n i 2008 abgestim m t wurde, w ar die von der SVP lancierte 
Volksin itiative «Für dem okratische Einbürgerungen». Dabei sollte den Gemeinden die Kom ­
petenz übertragen werden, das E inbürgerungsverfahren und das zuständige Organ selbst 
zu bestimmen. Ausserdem  sollten die Entscheide des entsprechenden Organs endgültig 
werden. Die Initiative «Für dem okratische Einbürgerungen» wurde vom Volk m it 63.8% der 
Stimmen sowie von allen Kantonen ausser Schwyz abgelehnt.

Das soziodem ografische P ro fil lässt den Schluss zu, dass die Abstim m ung zu keinen nen­
nenswerten Spaltungen führte . Die Initiative wurde in säm tlichen gesellschaftlichen Ka­
tegorien verw orfen. A lle rd ings fie l die Ablehnung bei den Frauen massiver aus als bei den 
Männern, und in der Deutschen Schweiz w ar der Ante il Nein-Stim m en etwas geringer als 
in der Westschweiz. Eine grössere Rolle fü r  den Stim m entscheid spielten Faktoren im Zu­
sammenhang m it der po litischen Einste llung. Die Identifizierung m it einer Partei w irk te  sich 
s ta rk  auf den S tim m entscheid aus: Die Initiative wurde von den Anhängerinnen der SP (mit 
85%), der CVP (m it 89%) und der FDP (m it 70%) massiv verworfen. Der SVP w ar es eben­
fa lls  gelungen, ihre Anhängerschaft zu überzeugen: 88% stim m ten fü r die Initiative. Unter­
sucht man die E instufung der Befragten auf der Links-Rechts-Achse, t r i t t  diese Differenz 
ebenfalls weitgehend zutage. Je w e ite r links sich die Stimmenden auf der Achse einstuften, 
desto eher lehnten sie die Initiative ab, wobei sie einzig von Stimmenden, die sich r e c h t ^ ^  
aussen einstuften, m ehrhe itlich  angenommen wurde. Die Befragten wurden auch um e in e ^ ^  
Einschätzung der G laubwürdigkeit der Führungsfigur der SVP, Christoph Blocher, gebeten. 
Diese w irk te  sich ebenfalls sehr s ta rk  auf den Stim m entscheid aus. Personen, die den SVP- 
A nführer sehr g laubwürdig finden, haben die Initiative m ehrhe itlich angenommen, während 
sie jene, die ihn gar nicht oder kaum glaubwürdig finden, ganz massiv abgelehnt haben. 
Anhand der politischen W ertvorste llungen kann eine Feinanalyse der Gründe fü r das Nein 
e rs te llt werden. Wer fü r eine offene und m oderne Schweiz sowie fü r Chancengleichheit zw i­
schen Schweizerinnen und Ausländerinnen e in tritt, lehnte die Initiative massiv ab, während 
sie Personen, denen Traditionen und eine geschlossene Schweiz w ichtig sind, grösstenteils 
angenommen haben.
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Diese Ergebnisse wurden durch die Untersuchung der Stim m m otive und der von den S tim ­
menden als Begründung fü r ihren Entscheid genannten Argum ente e rhärte t. Die B e fü r­
w orte rinnen schlossen sich der Argum entation der SVP weitgehend an und betonten, dass 
den Gemeinden und dem Volk die Entscheidungsbefugnis fü r E inbürgerungen zukommen 
sollte und es gegenwärtig zu viele Einbürgerungen gebe. Beim Entscheid fü r ein Nein waren 
die Ablehnung von W illküreinbürgerungsentscheiden und die W ahrung des Rechtsstaats 
massgeblich.

In itia tive  «V o lkssouverän itä t s ta tt B ehördenpropaganda»

_Mit der Volksin itiative «Volkssouveränität s ta tt Behördenpropaganda» (der so genannten
® B M au lko rb in itia tive» ] w o llten die Initiantlnnen die Interventionsm öglichkeiten des Bundes­

rates in Abstim m ungskam pagnen beschränken. Sie w ar vom rechten Initia tivkom itee «B ü r­
ger fü r Bürger» lancie rt worden und wurde vom Volk m it 75.2% der Stim m en sowie von 
säm tlichen Kantonen abgelehnt.

Soziodemografische Faktoren w irk ten  sich kaum auf den S tim m entscheid aus, wie die 
Analyse des Profils der Stimmenden ergab. In der W estschweiz w ar die Ablehnung etwas 
ausgeprägter als in der Deutschen Schweiz. Beim Stim m entscheid gab es hingegen keine 
Unterschiede nach A lte r oder Geschlecht. V iel s tä rke r wogen die po litischen Faktoren. Die 
Parte izugehörigkeit w irk te  sich stark auf den Stim m entscheid aus: Der N e in-S tim m enanteil 
fie l bei den Anhängerinnen der SP [95%], der CVP (89%] und der FDP (74%] sehr hoch aus, 
während eine deutliche M ehrheit der SVP-Anhängerlnnen (72%] ein Ja in die Urne legte. 
Diese Tendenz ist auch in Bezug auf die Selbsteinstufung auf der L inks-Rechts-Achse zu e r­
kennen: Je we iter rechts sich die Stimmenden einstuften, desto eher haben sie die Initiative 
un terstü tz t, wobei die Personen, die sich rechts aussen einstuften, die Initiative als Einzige 
angenommen haben. Die meisten Stimmenden, die Christoph B locher fü r sehr überzeugend 
halten, standen der Initiative positiv gegenüber, während jene, die den SVP-Chef weniger 
überzeugend finden, diese massiv ablehnten. Bestim m te politische W erte spielten beim 
Stim m entscheid ein Stück weit m it. S tim m berechtigte, die dem Bund m ehr Macht über-

• tragen möchten (Zentralisten), standen der Vorlage insgesam t k ritisch e r gegenüber als 
jene, die fü r eine Abtretung der Staatsgewalt an die Kantone (Föderalisten) sind, was nur 
fo lgerich tig  ist. Bei den Personen, die fü r Schweizer Tradition eintreten, fie l die Ablehnung 
weniger hoch aus als bei anderen.

Aus der Analyse der Stim m m otive geht hervor, dass vor allem  zwei Überlegungen im Vor­
dergrund standen: eine freie, fundierte  Meinungsbildung und die Rolle des Bundesrates 
in der Abstim m ungskam pagne. Diese je nach Stim m entscheid unterschiedlich gewichteten 
Argum ente wurden sowohl von Gegnerinnen als auch von Befü rw orterinnen genannt.

Die beiden verworfenen Volksinitiativen haben einen Graben zwischen der SVP und den ande­
ren politischen Parteien geschaffen. Im Gegensatz zu den Europaabstimmungen gab es ab­
gesehen von der SVP-Anhängerschaft kaum Stim m berechtigte, die ein Ja in die Urne legten.
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Im Verhältnis zu früheren VOX-Analysen ist festzustellen, dass die Unterstützung der SVP 
durch ihre M itg lieder nicht nachgelassen hat, sie aber bei Anhängerinnen anderer Parteien 
zum indest bei dieser Abstim m ung an Einfluss eingebüsst hat. Das hängt m öglicherweise da­
m it zusammen, dass Christoph B lochers G laubwürdigkeit in den Augen der Schweizer Bevöl­
kerung abgenommen hat. Vergleicht man diese VOX-Analyse m it jener zur Abstim m ung vom 
24. September 2006 [Asylgesetz], w ird  deutlich, dass sich bezüglich der G laubwürdigkeit des 
SVP-Anführers eindeutig ein Graben aufgetan hat. Bei einer VOX-Umfrage zur Abstimmung 
von September 2006 stuften nur 27% der Befragten Christoph Blochers G laubwürdigkeit als 
sehr gering ein. Dieser Ante il ist gemäss Umfrage zum 1. Juni 2008 auf 43% gestiegen. Dies 
lässt den Schluss zu, dass Christoph Blochers Überzeugungsvermögen ausserhalb seines 
Lagers le icht abgenommen hat, was sich in der geringen Unterstützung fü r die beiden am 
1. Juni 2008 zur Abstim m unq stehenden Initiativen äusserte.

<
V e rfassu n g sartike l « F ü r Q ualitä t und W irtsch a ftlich ke it in d er K rankenvers icherung»

Der Verfassungsartike l «Für Qualität und W irtscha ftlichke it in der Krankenversicherung» 
w ar ein Gegenentwurf zur SVP-Volksinitiative «Für tie fere Krankenkassenpräm ien in der 
Grund Versicherung». In dem vom Parlam ent ausgearbeiteten Verfassungsartike l sollten die 
wesentlichen Grundsätze des Krankenpflegesystem s in der Verfassung verankert werden: 
Konkurrenz, Transparenz sowie Qualität und W irtscha ftlichke it der Leistungen. Er wurde 
m it 69.5% der S tim m en sowie von allen Kantonen abgelehnt.

Das soziodemografische P ro fil der Stimmenden w irk te  sich nicht erheblich auf den Stim m - 
entscheid aus, wie unsere Analysen ergaben. In der Deutschen Schweiz wurde die Vorlage 
weniger massiv abgelehnt als in der Westschweiz, wo aber auch keine M ehrheit dafür zustan­
de kam. Das politische P ro fil der Stimmenden spielte eine grössere Rolle. Die Identifikation 
m it einer Partei sowie die Einstufung auf der Links-Rechts-Achse haben den Ja-Stim m enan- 
te il am stärksten beeinflusst. Unter den Personen, die einer Regierungspartei nahestehen, 
haben einzig die SVP-Anhängerlnnen den Verfassungsartike l m it 60% der Stimmen m ehr­
he itlich angenommen. Wer sich m it der SP, der CVP oder m itd e rF D P  identifiz iert, lehnte sie 
m it je 91%, 83% und 67% der Stimmen ab. Genau wie fü r die beiden anderen Vorlagen nahrr^ 
der Ante il Nein-Stim m en ab, je we iter rechts sich die Befragten einstuften, wobei auch da" 
jene, die sich rechts aussen einstuften, den Verfassungsartike l als Einzige zustimmten.

Aus der Analyse der Stim m m otive und der genannten Argum ente geht hervor, dass bei den 
Befü rw orterinnen des V erfassungsartike ls die Kosten und Leistungen der Krankenpflege 
den Ausschlag gaben. Bei den Gegnerinnen wurde als Hauptargum ent die Befürchtung ge- 
äussert, man könne seinen A rz t oder sein Spita l nicht m ehr fre i wählen und die Machtfülle 
der Krankenkassen würde zunehmen.
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Die Stim m beteiligung

Mit 45.2% entspricht die S tim m beteiligung am 1. Juni 2008 dem M itte l der Abstim m ungen 
auf Bundesebene in den letzten zehn Jahren. Bei Personen, die regelm ässig an Volksab­
stim m ungen teilnehm en, ein ausgeprägtes Interesse fü r Politik  und eine gute Kenntnis der 
Vorlagen haben, w ar die Stim m beteiligung wie üblich deutlich höher. Den politischen Par­
teien -  insbesondere der SP und der CVP -  ist es im Grossen und Ganzen gut gelungen, ihre 
Anhängerschaft zu m obilisieren.

Zur M ethode

^ ^ ) i e  Analyse der Abstim m ung vom 1. Juni 2008 beruht auf einer Befragung der VOX-Partner. 
Die Daten stam m en aus einer repräsentativen Befragung, die in der ganzen Schweiz inne r­
halb von zwei Wochen nach der Volksabstim m ung durchgeführt wurde. Das Forschungs­
ins titu t gfs.bern füh rte  die Befragung durch und die Abteilung fü r Politikw issenschaft der 
Universität Genf analysierte die erhobenen Daten.

Die Stichprobe um fasst 1006 stim m berechtigte Personen und die Stichprobenziehung e r ­
folgte in einem dreistufigen Zufallsverfahren. Mit einer Stichprobenziehung im Zufa llsver­
fahren und einer prozentualen W erteverte ilung von 50%—50% ergibt sich eine Fehlermarge 
von +/-3%  m it e iner P lausib ilitä tsschwelle von 95%. Die Fehlermarge, die norm alerweise bei 
3% bis 5% liegt, gibt an, inwiefern die Schlussfolgerungen der Untersuchung richtig sind.
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Tabelle 1.1: Ergebnis in Prozent der Stimmenden gesamtschweizerisch und pro Kanton

Stimmbeteiligung  
in %

Demokratische
Einbürgerungen

% Ja

Volks­
souveränität 

% Ja

Gesundheits­
artikel 

% Ja

Schweiz 45.2 36.2 24.8 30.5

Zürich 46.3 39.3 27.8 40.6

Bern 41.7 36.7 23.1 32.3

Luzern 46.9 44.3 26.2 39.5

Uri 36.8 46.5 30.3 32.9

Schwyz 47.6 59.9 40.9 43.1 (

Obwalden 48.5 47.1 31 38.1

Nidwalden 46.1 49.1 32.3 44.6

G larus 37.1 48.9 31.7 25.9

Zug 49 44.3 28 39.2

Freiburg 42.5 27 20.1 24.1

S olothurn 44.9 41.4 26.3 34.6

B asel-S tadt 52.7 28.5 22.5 29.6

B asel-Landschaft 43.8 35.2 24.5 29.1

Schaffhausen 63.1 42.8 30.8 27.5

Appenzell AR 44.1 42.6 28.6 34.5

Appenzell IR 34.8 48.3 33.7 31.5

St. Gallen 40.3 48.3 31.5 42

Graubünden 38.9 34.9 23.1 34.2

Aargau 40.1 46.8 30.8 39.8 |

Thurgau 37.7 48.9 32.1 38.4

Tessin 50 42.2 34.2 20.3

Waadt 51.1 19.0 13.7 10.9

W allis 47.2 25.0 17.6 18.9

Neuenburg 48.2 18.0 16.2 17.3

Genf 52.5 17.9 14.3 10.9

Jura 39.8 19.8 13.9 12.6

Quelle: h ttp ://w w w .adm in .ch  (vorläufige Ergebnisse)
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EINLEITUNG

Am 1. Juni 2008 gelangten drei Vorlagen vor das Volk. Die erste Vorlage w ar die Volks in i­
tiative «Für dem okratische Einbürgerungen». Dabei sollte den Gemeinden die Kompetenz 
übertragen werden, das E inbürgerungsverfahren und das zuständige Organ se lbst zu be­
stim m en. Mit der ebenfa lls von der SVP lancierten Volksin itiative «Volkssouveränität s ta tt 
Behördenpropaganda» w o llten die Initiantlnnen die Interventionsm öglichkeiten der Regie­
rung in Abstim m ungskam pagnen einschränken. Die d ritte  Vorlage, der Verfassungsartike l 
«Für Qualität und W irtscha ftlichke it in der Krankenversicherung», w ar der vom Parlam ent 
ausgearbeitete Gegenentwurf zur Volksin itiative «Für tie fere Krankenkassenpräm ien in der 
Grundversicherung», die in der Zwischenzeit zurückgezogen worden war. Mit dem Verfas- 

^^ fe u n g sa rtike l sollten die wesentlichen Grundsätze des K rankenversicherungssystem s -  na­
m entlich der fre ie W ettbewerb unter Versicherern und die Qualität der Leistungen -  aus­
drücklich in die Schweizer Verfassung aufgenommen werden.

Das Volk und die Kantone haben alle drei Vorlagen m it einer grossen M ehrheit abgelehnt. 
Die nachstehenden Analysen zeigen Stossrichtungen zum besseren Verständnis des A b­
stim m ungsergebnisses vom 1. Juni 2008 auf. Sie beruhen auf einer gesam tschweizerisch 
durchgeführten repräsentativen Befragung, die in den beiden Wochen unm itte lbar nach der 
Abstim m ung durchgeführt wurde. Die Stichprobe um fasste 1006 stim m berechtig te Perso­
nen. Die Daten wurden anhand von standard isierten Telefoninterviews erhoben.

D er Grad d er persönlichen B etro ffenheit

Ausschlaggebend dafür, ob die einzelnen Stim m berechtigten schliesslich am Urnengang 
teilnehm en oder sich zum indest in form ieren, ist das Interesse, das sie persönlich an den 
Abstim m ungsvorlagen haben. So konnten die Befragten auf einer Skala von 0 bis 10 an­
geben, welche Bedeutung sie den drei Vorlagen fü r sich und die Schweiz beimassen (10 = 
höchster Betroffenheitsgrad).

•Aus Tabelle 1.2geht hervor, dass die Schweizer S tim m bürgerlnnen den drei A bstim m ungs­
vorlagen durchschnittlich eine unterschiedliche Bedeutung beimassen. Der Grad der per­
sönlichen Betroffenheit fü r die so genannte M aulkorb in itia tive entsprach in etwa dem M itte l 
der Jahre 1993-2006, während er fü r die E inbürgerungsinitiative und den G esundheitsarti­
kel deutlich höher ausfiel.

Tabelle 1.2: Bedeutung der Vorlage für das Land und die befragte Person

1993-2006 Einbürgerungs­
initiative

Maulkorbinitiative Gesundheitsartikel

Bedeutung M itte l D urchschn itt IN] D urchschn itt (NI D urchschn itt (N)

Persönlich 5.3 6.6(886] 5.6 (842] 6.6(845)

Für das Land 6.8 7.6(892! 6.6 (848) 7.1 (859)
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Die politische Kom petenz

Auch bei der Erm ittlung der politischen Kompetenz der Stimmenden ergaben sich je nach Vor­
lage riesige Unterschiede. Zur Messung der politischen Kompetenz werden der Kenntnisstand 
der Befragten zum Titel und Inhalt derVorlage und ihr Vermögen, ihren Stimmentscheid zu be­
gründen, gegenübergestellt'. Wer den Titel und Inhalt sowie zwei Gründe fü r seinen Stimment­
scheid nennen konnte, gilt als politisch sehr kompetent. Gemessen wurde also ausschliesslich 
die politische Kompetenz im Zusammenhang mit den drei Vorlagen -  es ging keinesfalls um die 
Erm ittlung der allgemeinen politischen Kompetenz derStim m bevölkerung.

Tabelle 1.3: Kompetenz (Prozentsatz, nur Stimmende]

Durchschnitt
1981-1995

Einbürgerungs­
initiative

Maulkorbinitiative Gesundheitsartikel |

Gross 19 20 8 9

M itte l 41 40 26 24

Gering 40 41 66 68

Total 100% 100% 100% 100%

N 456 456 456

Unsere Untersuchungen haben ergeben [ Tabelle 1.31, dass die Kompetenz der Stimmenden 
zur E inbürgerungsinitiative aggregiert sehr nahe beim Durchschnitt der Jahre 1981-1995 lag. 
Zu dieser Abstim m ungsvorlage zeichneten sich 20% der Befragten durch eine grosse po­
litische Kompetenz aus, während die beiden anderen Kompetenzniveaus gleichmässig auf 
die übrigen Personen verte ilt waren. Völlig anders verhält es sich bei den anderen beiden 
Vorlagen. Das Kompetenzniveau w ar vie l tiefer: Weniger als 10% der Stimmenden waren sehr 
kompetent und der Anteil der m ittelm ässig kompetenten Stim m bürgerlnnen war ebenfalls 
viel ge ringera ls  sonst. Daraus folgt, dass derStim m entscheid zur M aulkorbinitiative und zum 
Gesundheitsartikel bei einer Mehrheit der S tim m bürgerlnnen wohl zustande kam, ohne dass 
sie genau wussten, worum  es ging.

B etrachtet man ausschliesslich die m ittle re  Sachkenntnis zu den Vorlagen (d. h. T ite l und; 
Inhalt), s te llt man fest, dass zwar die m ittle re  Sachkenntnis der E inbürgerungsin itia tive 
dem D urchschnitt der Vergle ichsperiode (1981-2006] sehr ähnlich ist, dass dies bei den an­
deren beiden Vorlagen aber bei Weitem nicht z u tr if f t  (Ergebnisse nicht au fgeführt). Sowohl 
bei der M aulkorb in itia tive als auch beim G esundheitsartikel ist der Ante il S tim m bürge rln ­
nen v ie l höher, die den T ite l und e rs t recht nicht den Inhalt der Vorlage nennen konnten, 
über die sie abgestim m t haben (rund 20% fü r beide Abstim m ungsgegenstände, während 
der entsprechende A nte il fü r  den Zeitraum  von 1981-2006 nur 8% und fü r die E inbürge­
rungsin itia tive nur 5% betrug).

' Nur Personen, die ta tsäch lich  abgestim m t haben, werden zu den S tim m m otiven befragt. Die Kompe­
tenz w ird  also nu r bei den S tim m enden erhoben (hier 456 Personen von 1006).
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Damit fie l wohl den meisten Stimmenden die Meinungsbildung bei der M aulkorb- und der Ge­
sundheitsinitiative schwerer als bei der Einbürgerungsinitiative. Diese Tendenz w ird anhand 
der im nächsten Abschnitt genannten Faktoren erhärtet.

Die M einungsbildung

Auch wenn es schw ierig ist, alle Aspekte, die zur Meinungsbildung beitragen, zu berück­
sichtigen, verfügen w ir doch über einige Indikatoren fü r diesen kognitiven Prozess: die 
Schw ierigkeit, sich eine Meinung zu bilden, der Zeitpunkt des Stim m entscheids sowie der 
R ückgriff auf verschiedene In form ationsm itte l.

^ ^ T a b e l le  1.4: Schwierigkeit der Meinungsbildung (in Prozent)

Durchschnitt
1981-1995

Einbürgerungs­
initiative

Maulkorbinitiative Gesundheitsartikel

Eher le icht 67 60 51 35

Weiss nicht 3 18 21 22

Eher schw ierig 29 22 28 43

Total 100% 100% 100% 100%

N 987 985 985

Bei unseren Untersuchungen ste llten w ir erstens fest, dass die S tim m berechtigten im A ll­
gemeinen eher Mühe hatten, sich eine Meinung zu den Abstim m ungsgegenständen vom 
1. Juni zu bilden. Auch da ergaben sich Unterschiede zwischen der E inbürgerungsin itia ti­
ve im Verhältn is zur M aulkorb in itiative und zum G esundheitsartikel. Beim ersten Gegen­
stand liegt der Durchschnitt re lativ nahe am M itte l der Periode 1981-2006 [Tabette 1.41. 
Hingegen hatte das S tim m volk schon m ehr Mühe bei der M au lkorb in itia tive und erst recht 
beim G esundheitsartikel, was d irekt m it der politischen Kompetenz der Stimmenden zu­
sammenhängt. Je kom petenter die befragte Person, desto weniger Mühe bereitete ih r im 
Allgem einen die Meinungsbildung -  vor a llem  bei der M aulkorb in itia tive (Ergebnisse nicht 

^ ^ a u fg e fü h r t ] .

W ir s te llten zudem fest, dass sich die Abstim m ungskam pagne je nach Vorlage untersch ied­
lich ausw irkte . Ind irekt weist der unterschiedliche Entscheidzeitpunkt darauf hin ITabelle 
1.51. So ergaben unsere Analysen, dass der S tim m entscheid zur E inbürgerungsin itia tive vie l 
frü h e r getroffen wurde als zum G esundheitsartikel. 25% der Befragten gaben an, sich zum 
G esundheitsartikel erst wenige Tage vor der Abstim m ung entschieden zu haben -  no rm a­
lerweise liegt dieser Ante il bei rund 15%.
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Tabelle 1.5: Zeitpunkt der Entscheidung (in Prozent)

Durchschnitt
1981-1995

Einbürgerungs­
initiative

Maulkorbinitiative Gesundheitsartikel

Beginn der Kampagne 38 41 34 27

6 bis 2 Wochen vor der 
Abstim m ung

46 42 45 47

1 Woche bis 1 Tag vor der 
Abstim m ung

16 17 21 26

Total 100% 100% 100% 100%

N 592 577 571

Der Entscheidzeitpunkt va riie rt bei allen drei Abstim m ungsvorlagen vom 1. Juni 2008 sehr 
s ta rk  und s ignifikant im Verhältn is zur politischen Kompetenz und der Schw ierigkeit be^ 
der Entscheidfindung (Ergebnisse nicht aufgeführt). Ab einer gewissen politischen Kompe­
tenz sind die Stimmenden in der Lage, sich schon zu einem früheren Zeitpunkt der A bstim ­
m ungskampagne zu entscheiden. Um gekehrt entschieden sich v ie l mehr S tim m bürgerln - 
nen, die Mühe m it der Entscheidung hatten, später, so dass sie w ahrschein lich auch stärker 
von der letzten Phase der Abstim m ungskam pagne beeinflusst worden sind.

Tabelle 1.6: Verwendung verschiedener Informationsmittel (in Prozent)

Inform ationsm ittel Durchschnitt in Prozent 
1990-2006

Drei Vorlagen 
vom 1. Juni 2008

Ze itungsartike l 77 85

Radio 54 59

Fernsehen 70 74

O ffizielle Info (Bundesbüchlein) 59 70

F lugblätter, B roschüren usw. 35 45

W erbung in den Zeitungen 41 53

Plakate 29 46

Leserbriefe 42 54

Inform ationsstände 7 12

D ire k tm a ilin g 3 16 23

Inform ationen auf der A rbe it0 16 15

In te rn e t' 6 15

M einungsum fragen11 - 40

Geringe Verwendung der M itte l (0-3) 36 19

M ittle re  Verwendung der M itte l (4-7) 53 62

Häufige Verwendung der M itte l (8-12) 11 19

Total 100% 100%

N 596

* Daten ers t se it der Abstim m ung vom 17.05.1992 (VOX 44) verfügbar. 
b Daten ers t seit der Abstim m ung vom 06.12.1992 (VOX 47) verfügbar.
'  Daten ers t seit der A bstim m ung vom 07.06.1998 (VOX 63) verfügbar.
d Erst kü rz lich  in die VOX-Umfragen aufgenom m en (vom G esam tind ikator ausgeschlossen).
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Die VOX-Daten geben auch Aufschluss über die Verwendung verschiedener In form ations­
m itte l. Aus Tabelle 1.6 geht hervor, dass diese im Grossen und Ganzen übere instim m t m it 
der anderer Jahre (Daten 1990-2006). Der allgem eine Trend w eist in die gleiche Richtung, 
auch wenn der Ante il der verschiedenen In form a tionsm itte l bei der Abstim m ung vom 1. Juni 
2008 fü r alle drei Vorlagen prozentual etwas höher war. Die S tim m berechtigten haben sich 
hauptsächlich anhand der klassischen In form a tionsm itte l eine Meinung gebildet (Presse, 
politische Inform ationssendungen am Fernsehen und Radio, Bundesbüchlein). Eine sehr 
grosse M ehrheit der Bevölkerung nutzte diese vie r In form ationsm itte l, was e inm al m ehr 
ihre Bedeutung bei der Meinungsbildung bestätigt. Die Anzahl un tersch ied licher In fo rm a ti­
onsm itte l, die gleichzeitig im H inblick auf die Abstim m ung vom 1. Juni 2008 genutzt wurden, 
weicht erheblich vom Durchschnitt frühe re r Jahre ab (1990-2006). Bei d ieser Abstim m ung 
hat der Ante il S tim m berechtigte, die viele verschiedene In fo rm a tionsm itte lzu  Hilfe nahmen, 
pitark zugenommen, während der Ante il Personen, die 0 bis 3 In fo rm a tionsm itte l nutzten, 
massiv zurückgegangen ist.
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DIE INITIATIVE 
«FÜR DEMOKRATISCHE EINBÜRGERUNGEN»

Die Ausgangstage

Mit der Volksin itiative «Für dem okratische Einbürgerungen», der ersten Vorlage am Ab­
stim m ungssonntag vom 1. Juni 2008, so llte  den Gemeinden die Kompetenz übertragen 
werden, das E inbürgerungsverfahren und das zuständige Organ autonom zu bestimmen. 
Ausserdem  wären gemäss Initiative die Entscheide des entsprechenden Organs endgültig 
geworden und hätten nicht m ehr angefochten werden können, und sie hätten keiner Be­
gründung bedurft. Die Initiative w ar am 18. November 2005 von der Schweizerischen Volks­
parte i |SVP| als Reaktion auf zwei Bundesgerichtsurte ile vom 9. Juli 2003 zur V e rfa s s u n g ^  
m ässigkeit von E inbürgerungen durch Volksentscheid eingereicht w orden2. Nachdem der 
Luzerner Regierungsrat die Ablehnung von Einbürgerungsgesuchen durch Volksentscheid 
in der Gemeinde Emmen bestätigt hatte, w ar im ersten Fall dieser Beschluss aufgehoben 
worden, w e il er gemäss Bundesgericht gegen das verfassungsm ässige D iskrim in ierungs­
verbot aufgrund der H erkunft ve rs tiess3. Im zweiten Fall bestätigte das Bundesgericht die 
U ngü ltige rk lärung einer SVP-lnitiative der Stadt Zürich, welche Einbürgerungsgesuche in 
der Stadt Zürich dem Volk unterbre iten w o llte 4. In beiden Fällen entschied das Bundesge­
rich t, dass eine E inbürgerung ein Verwaltungsverfahren ist und Abstim m ungen darüber 
gegen das verfassungsm ässige Recht auf Begründung verstossen.

Das Bundesparlam ent lehnte die Volksin itiative «Für dem okratische Einbürgerungen» am 
15. Oktober 2007 m it 127 gegen 67 Stimmen im Nationalra t und m it 34. gegen 7 Stimmen (bei
2 Enthaltungen] im Ständerat ab. Für die Initiative tra ten die SVP, die Eidgenössisch-Dem o­
kratische Union (EDU), die Aktion fü r eine unabhängige und neutra le Schweiz (AUNS) sowie 
das überparte iliche Komitee «Bürgerrechte stärken» ein, das unter anderem aus einzelnen 
M itgliedern der SVP, FDP und CVP bestand. Das Volksbegehren wurde von einer breiten 
Koalition bekäm pft: von der Sozialdem okratischen Partei der Schweiz (SP), der C hris tlich - 
dem okratischen Volkspartei (CVP), der F reisinnig-D em okratischen Partei (FDP), den Grü­
nen, der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) und den grossen Gewerkschaften. a 
Ein überparte iliches Komitee w ar unter der Bezeichnung «Nein zu unfairen E inbürge’  
rungen» gegründet worden, an dem sich die SP, die Grünen, die Christlichsoziale Partei, 
Travail.Suisse und der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) beteiligten. Die Initiative 
w ar auch von der Schweizer Bischofskonferenz (SBK), dem Schweizerischen Evangelischen 
Kirchenbund (SEK) und dem Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund (SIG) abgelehnt 
worden. Die Initiative «Für dem okratische Einbürgerungen» wurde am 1. Juni 2008 vom Volk 
m it 63.8% der S tim m en sowie von allen Kantonen ausser Schwyz abgelehnt.

2 Die Initia tive kam m it 100'038 gü ltigen U nte rschriften  zustande (BBl 2006 843).
3 Eine M ehrhe it der S tim m bürgerlnnen von Emmen hatte in de r V olksabstim m ung vom 12. März 2000 

19 Fam ilien vorw iegend aus Ex-Jugoslaw ien die E inbürgerung verw e igert, während sie jene von k ita li­
en ischstäm m igen Fam ilien guth iess. B undesgerichtsen tscheid BGE 129 1217 A.

4 BGE 129 1232 Schweizerische Volksparte i der S tadt Zürich.

14



Tabelle 2.1: Die Initiative «Fü r demokratische Einbürgerungen» -  Verhalten nach sozio- 
demografischen Merkmalen

M erkm ale/Kategorien % Ja (n) Assoziationskoeffizient

Total VOX (gew ich te t]8 35 571

Geschlecht V=.16***
M änner 43 283

Frauen 28 287

A lter V=.15*
18 bis 29 Jahre 32 50

30 bis 39 Jahre 24 78

40 bis 49 Jahre 36 93

50 bis 59 Jahre 27 100
60 bis 69 Jahre 39 128

70 Jahre und darüber 45 122

Landesteil V = .2***
Deutsche Schweiz 41 359

W estschweiz 21 175

Ita lien ischsprach ige Schweiz (42) (38)
Monatseinkommen des Haushalts V=.19**
Bis 3000 30 57

3000-5000 50 113

5000-7000 38 125

7000-9000 28 105

Mehr a ls 9000 27 116
Schulbildung /Ausbildung V = .22***
Obligatorische Schulzeit (44) (36)

Lehre, Beru fsschule 42 190

Matur, Lehram t (16] (45)
B eru fsm itte lschu le , HTL 35 79

Hochschulen 52 52

U n ive rs itä t11 25 170

Konfession < II *

R eform iert 34 225
Katholisch 32 238
Andere Konfessionen (59) (29)

Keine 43 77

Wie stark praktizierend n.s.
Einm al pro Woche 26 53

M indestens e inm al pro Monat 41 61
M ehrm als pro Jahr 31 97

Nurzu besonderen Anlässen 34 228

Nie (231 (30)

*p<0.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: n icht s ign ifikant ■ Gewichtung von gfs.bern 
b D arunter fa llen die kantonalen Universitäten, die Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH) 

und die Fachhochschulen.
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Das P ro fil d er Stim m enden

Tabelle 2.1 veranschaulicht das soziodemografische Profil der Stimmenden. Die entsprechen­
den Variablen waren insgesamt wenig aufschlussreich, da die Initiative bei keiner Kategorie 
eine Mehrheit fand5. A llerdings gibt es kategoriebedingte Variationen beim Nein-Stimmenan- 
teil. Männer legten erheblich häufiger ein Ja in die Urne als Frauen*. Ausserdem war der Nein­
stim m enanteil bei den älteren Stimmenden -  insbesondere bei den über 70-Jährigen -  weniger 
hoch als in den anderen Altersgruppen. Berücksichtigt man die soziokulturellen Variablen, 
ergeben sich ebenfalls Differenzen, allerd ings hat auch hier keine Kategorie die Initiative an­
genommen. In derWestschweiz w ard ie  Ablehnung deutlich ausgeprägterals in der Deutschen 
Schweiz7. Die Faktoren «Einkommen» und «Bildung» w irkten sich hingegen wenigerlinearaus. 
Besonders hoch war der Nein-Stimmenanteil bei Personen m it einem monatlichen Einkom­
men von unter CHF 3000.-, von über CHF 7000.- sowie bei Akademikerlnnen8. Bei Personen,( 
die einer Konfession angehören, war die Ablehnung geringfügig höher. Hingegen spielte die 
Anzahl Kirchengänge keine signifikante Rolle beim Stimmentscheid.
Im Folgenden wollen w ir das politische Profil der Befürworterinnen der Einbürgerungsinitia­
tive untersuchen ITabelle 2.21. Während sich die soziodemografischen Faktoren kaum auf den 
Stimmentscheid auswirkten, hatten politische Faktoren hingegen einen starken Einfluss.
Vier Faktoren im Zusammenhang mit der politischen Einstellung sind besonders aufschluss­
reich fü r den Stimmentscheid zur Initiative «Für demokratische Einbürgerungen». Die Identifi­
zierung mit einer Partei w irkte  sich erstens stark auf den Stimmentscheid aus. Die Anhänger­
schaft der Regierungsparteien folgte treu der Parole ih rer Partei. So wurde die Initiative von 
den Anhängerinnen der SP (mit 85%], der CVP (mit 89%] undderF D P lm it 70%) massiv verw or­
fen. Auch der SVP ist es sehr gut gelungen, ihre Gefolgschaft von der Wichtigkeit des Volksbe­
gehrens zu überzeugen: 88% nahmen es an. Die Polarisierung zwischen SVP-Anhängerlnnen 
und jenen der anderen Bundesratsparteien bei der Aussen- und der Ausländerpolitik ist nicht 
neu. Sie t r it t  auch bei der Einstufung der Befragten auf einer Links-Rechts-Achse zutage. Je 
weiter rechts sie sich einstufen, desto eher haben sie der SVP-lnitiative zugestimmt, wobei 
aber nur bei den Stimmenden rechts aussen eine Mehrheit dafür zustande kam (82%). Bei der 
Umfrage wurde drittens zudem nach der Glaubwürdigkeit einer Schlüsselfigur fü r diese In iti­
ative gefragt, nämlich von SVP-Chef Christoph Blocher. Auch dies w irkte sehr polarisierend. 
Personen, die den SVP-Anführer sehr glaubwürdig finden, haben die Initiative m ehrheitlich 
angenommen, während sie jene, die ihn gar nicht oder kaum glaubwürdig finden, ganz massiv 
abgelehnt haben. Die Akzeptanz der SVP-lnitiative verläuft zudem linear zum Vertrauen der 
Stimmenden in die Regierung. Menschen, die Vertrauen in die Regierung haben oder unent­
schieden sind, folgten der Empfehlung des Bundesrates und stimmten Nein, während sie jene, 
die ihr misstrauen, m it einer knappen Mehrheit angenommen haben.

5 Mit Ausnahme der Personen, die eine Hochschule abso lv ie rt haben.
6 D ieser Unterschied zw ischen Frauen und Männern ble ib t auch nach K ontro lle  der Ausw irkungen a lle r 

anderen soziodem ografischen Variablen sign ifikant.
7 Bei den W elschschw eizerinnen ist kein Unterschied nach W ohnort zu erkennen, während D eutsch­

schw eizerinnen, die in kleinen Städten oder auf dem Land wohnen, die Initia tive tendenzie ll weniger 
ablehnten als S tädterinnen.

8 Wegen der zu geringen Zahl in den m eisten Kategorien konnte die A usw irkung der G ese llschaftssch ich t 
nicht getestet werden.
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Tabelle 2.2: Volksinitiative «Für demokratische Einbürgerungen» -  Verhalten nach poli­
tischen Merkm alen

M erkm ale/Kategorien % Ja In] Assoziationskoeffizient

Total VOX (gewichtet)* 35 571

Parteiverbundenheitb V=.63**»

Sozia ldem okratische Partei 15 101

C hris tlichdem okra tische Volkspartei 111) (46)

Fre is inn ig -D em okratische P arte i/L ibe ra le  Partei 30 78

Schweizerische V olkspartei 88 100

Andere Parte ien 25 61

Keine Partei 23 125

Einschätzung der Glaubwürdigkeit Christoph Blochers V=.61***
Sehr gering 7 217

Gering (20) (35)

M ittle re  G laubw ürd igkeit 31 75

Grosse G laubwürd igkeit (42) (43)

Sehr gross 75 177

Einstufung auf der Links-Rechts-Achseb V =.46***
Links aussen 9 54

Links 13 127

Mitte 34 172

Rechts 44 116

Rechts aussen 82 73

Keine Einstufung (24) (21)

Reg ierungsvert rauen V=.34***
Vertrauen der Regierung 21 282

Weiss nicht 30 69

M isstrauen der Regierung 55 220

W ertvorstellungen: Chancengleichheit für Ausländerinnen V=.4 2*»*
Für Chancengleichheit 17 257

Weiss nicht 36 141

Für Chancenungleichheit 65 158

W ertvorstellungen: Offenheit/Verschlossenheit V = .44***
Für eine w eltoffene Schweiz 20 374

Weiss nicht 63 145

Für eine versch lossenere Schweiz (72) (39)

W ertvorstellungen: M odern/traditionell V =.31***
Für eine m oderne Schweiz 20 241

Gemischt 39 210

Für eine Schweiz, die an ihren Traditionen festhä lt 60 101

*p<0.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: n icht signifikant. a Gewichtung von gfs.bern 
b Die Kategorien «keine Parte i» und «keine E instufung» w erden zur Schätzung des Assoziationskoef­

fizienten nicht be rücksichtig t.
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Anhand der po litischen W ertvorste ltungen kann eine Feinanalyse der Gründe fü r das Nein 
e rs te llt werden. Unterstü tzung fü rd a s  Volksbegehren kam von Personen, die gemäss ihren 
W ertvorste llungen fü r eine Schweiz sind, die sich s tä rke r abschottet. Menschen, die fü r eine 
moderne, offene Schweiz eintreten, haben die SVP-lnitiative massiv abgelehnt, während sie 
jene, die eine Schweiz wollen, die an ihren Traditionen festhä lt und sich s tä rke r abschottet, 
m ehrhe itlich  angenommen haben. Wer fü r Chancengleichheit zwischen Schweizerinnen 
und Ausländerinnen e in tritt, lehnte die Initiative grossm ehrheitlich ab, während sie Perso­
nen, die eher fü r ungleiche Chancen sind, m ehrhe itlich  angenommen haben.

Aus diesen Ergebnissen w ird  die polarisierende W irkung der Initiative «Für dem okratische 
Einbürgerungen» deutlich. Personen die sich links einstufen, haben sie m it einer sehr gros- 
sen M ehrheit abgelehnt, während ih r jene, die sich eher rechts aussen einstufen, sehr po­
s itiv  gegenüberstanden, wobei die Haltung in der politischen Mitte und bei der Rechten ge-' 
spalten war. Die SVP verm ochte zwar ihre Anhängerschaft sehr gut von der S tichhaltigkeit 
der Initiative zu überzeugen, doch ist es ih r nicht gelungen, eine M ehrheit der Stimmenden 
über ihre Parteigrenze hinweg fü r ihre Sache zu gewinnen.

Die Stim m m otive

In den Tabellen 2.3 und 2.4 haben w ir die Stimmmotive zusam m engestellt, die von den Be­
fragten spontan zur Begründung ihres Stim m entscheids genannt wurden. Zuerst gehen w ir 
auf die Motive ein, die von den Befürw orterinnen der Initiative «Für dem okratische Einbürge­
rungen» genannt wurden ITabelle 2.31 Die Pro-Argum ente verfingen bei ihnen sehr gut. Sehr 
viele von ihnen betonten, dass das Volk und die Gemeinden fü r E inbürgerungsentscheide 
zuständig sein sollten (61% der angeführten Gründe) und dass gegenwärtig zu viele Auslän­
derinnen eingebürgert werden (44% der Gründe). Die letzte Gruppe der Gründe, die im m er 
w ieder angesprochen wurde, b e trifft die Haltung gegenüber Ausländerinnen in der Schweiz. 
Bei 46% der erwähnten Gründe kom m t eine tendenzie ll frem denfeindliche Haltung in Bezug 
auf die Anzahl Ausländerinnen und ihre Integration in der Schweiz zum Vorschein.
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Tabelle 2.3: Initiative «Fü r demokratische Einbürgerungen» -  Gründe für das Ja in
Prozent der Stimmenden

Motive für das Ja «Für demokratische Einbürgerungen» Alle Gründe Zuerst genannt

1. Zuständigkeit fü r E inbürgerungen (die Gemeinden sollen 
entscheiden, das Volk so ll entscheiden u. ä.) 61% 30%

2. Gegen Ausländer (zu viele Ausländer, schlecht in te g rie rt u. ä.) U % 22%

3. Die E inbürgerung ist zu le icht (früheres Verfahren w ieder e inset- 
zen, strengere Ausw ahl der E inbürgerungskandidaten u. ä.) U % 21%

k. A llgem eines (Initiative ist positiv u. ä.) 21% 18%

5. Verschiedene s taa tsrech tliche  Gründe [Volksrechte stärken, 
keine R ekursm öglichkeit, E inbürgerung heutzutage nicht 
m ehr so w ichtig  u. ä.)

19% 3%

6. Andere Gründe (Parteiparolen, Em pfehlung von anderen u. ä.) 15% 6%

Total 205%*
(N=229)

100% 
(N=112)

* Total > als 100% wegen M ehrfachantworten

Im Folgenden seien die von der Gegnerschaft der E inbürgerungsin itia tive genannten Gründe 
untersucht iTabeile 2.41: Auch da nahm das S tim m volk die Kampagnenargumente gut auf. 
Zahlreiche Gegnerinnen begründeten ihren Stim m entscheid m it der Ablehnung von W illkü r­
entscheiden (85% der genannten Gründel und weisen -  a lle rd ings in geringerem  Mass -  auf 
die Rechtsstaatlichkeit hin (29% der Gründe], Abgesehen von allgem einen Gründen sind 
die Motive in der dritten  Kategorie eher als Reaktion auf die Abstim m ungskam pagne der 
Initiantlnnen und auf die SVP zu w erten denn als S tellungnahm e zur Initiative an sich (31% 
der Gründe).
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Tabelle 2.4: Initiative «Fü r  demokratische Einbürgerungen» -  Gründe für das Nein in
Prozent der Stimmenden

Gründe gegen die Initiative
«F ür demokratische Einbürgerungen»

Alle Gründe Zuerst
genannt

1. Gegen W illkü ren tsche ide  (ungerechte, undem okratische, 
rassistische Entscheide, das Volk entscheidet w illkü rlich , 
ist nicht kom petent genug u. ä.)

85% 49%

2. Gründe im Zusam m enhang m it der Ja-Kam pagne und der 
P o litik  a llgem ein (S tim m entscheid a ls Reaktion auf die SVP, 
auf Kampagne der Initianten; Empfehlungen der Parteien 
und Bundesbehörden)

31% 16%

3. A llgem eines (In itiative ist negativ, je tz iges System fu n k tion ie rt 
gut u. ä.)

29% 19% |

4. Rechtsstaat (Rechtsstaat m uss geachtet w erden, es müssen 
R ekursm öglichkeiten bestehen u. ä.)

29% 12%

5. Gründe im Zusam m enhang m it der E inste llung zur Einwande- 
ru n g u n d z u m lm a g e d e r Schweiz (Im m igra tion ist positiv fü r 
die Schweiz, Image der Schweiz im  Ausland u. ä.)

8% 3%

6. Andere Gründe 5% 2%

Total 186%*
(N=802)

100% 
(N =432)

* Total > a ls 100% wegen M ehrfachantw orten

Die A kzeptanz d er A rgum ente

Indem den Stimmenden die w ichtigsten, während der Kampagne vom Pro- und vom Kontra - 
Lager geäusserten Argum ente vorgelegt werden, können zwei Faktoren e rm itte lt werden: 
erstens deren Akzeptanz bei den Stimmenden und zweitens die Übereinstim m ung zwischen 
ihrem  S tim m entscheid und ih re r Begründung.

Tabelle 2.5: Die Initiative «Fü r demokratische Einbürgerungen» -  Akzeptanz der Pro-  
A rgum ente  in Prozent der Stimmenden

Pro-Argum ente Einverstanden Nicht einverstanden KA

Das Schweizer Volk m uss über E inbürgerungen Total 53 44 (3)
entscheiden können. Ja 87 11 (2)

Nein 35 62 (3)

Die Behörden bürgern heute zu viele Ausländer Total 43 49 (7)
ein, das muss sich ändern. Ja 79 15 (6)

Nein 24 68 (8)

Gerade angesichts der K rim ina litä t unter eingebür­ Total 65 31 (4)
gerten Jugendlichen ist es w ichtig, dass die Gemein­ Ja 91 8 11)
den frei über Einbürgerungen entscheiden können. Nein 51 44 (5)
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Zunächst gehen w ir auf die Pro-Argum ente ein, die re la tiv po laris ie rend w irk ten  ITabelle 
2.5], Dabei kom m t man auf denselben Befund wie bei der Analyse der S tim m m otive ITabelle 
2.3). Wer ein Ja in die Urne legte, w ar von den drei von der SVP und anderen B e fü rw orte ­
rinnen der Initiative vorgebrachten Argum enten vo ll und ganz überzeugt. Eine sehr grosse 
M ehrheit in dieser Gruppe findet es w ichtig, dass Entscheide über E inbürgerungen dem Volk 
zukommen sollten (87%), dass die Anzahl Einbürgerungen zurückgehen muss (79%) und 
die Gemeinden das geeignete E inbürgerungsverfahren fre i bestim m en sollten (91%). Die 
Nein-Stim m enden lehnten diese Argum ente massiv ab -  m it Ausnahme des A rgum ents in 
Bezug auf die Entscheidkompetenz der Gemeinden. Diesem Argum ent schliessen sich 51% 
der Gegnerinnen an, trotzdem  reichte es aber nicht aus, um sie zu einem Ja zu bewegen. Be­
trachte t man die Akzeptanz der Pro-Argum ente im Verhältn is zur Identifiz ierung m it einer 
Partei, s te llt man fest, dass diese bei der Anhängerschaft der SVP extrem  hoch war. Eine 

^^ü b e rw ie g e n d e  M ehrheit der SVP-Anhängerlnnen schloss sich der Parte iargum entation an. 
Auch bei den Anhängerinnen der anderen Bundesratesparteien verfingen die Argumente, 
insbesondere bei einer grossen M inderheit der FDP- und CVP-Anhängerlnnen, was sie aber 
trotzdem  nicht um stim m te.

Tabelle 2.6: Initiative «Fü r demokratische Einbürgerungen» -  Akzeptanz der Kontra-  
Argumente bei den Stimmenden (in Prozent)

Kontra-Argum ente Einverstanden Nicht einverstanden KA

W ird das B ürgerrech t verw e igert, m uss ein 
R ekursrecht gew ährt werden.

Total 76 22 (2)

Ja 51 47 (2)

Nein 89 9 (2)

Beim E inbürgerungsverfahren da rf es nicht 
zu D iskrim in ie rungen aufgrund der Herkunft 
kom men.

Total 85 12 (2)

Ja 75 22 (3)

Nein 91 7 (2)

Bei E inbürgerungsverfahren da rf es nicht zu 
W illkü ren tsche iden kommen.

Total 88 10 (2)

Ja 78 19 (3)

Nein 94 5 (2)

^ K o m m e n  w ir jetzt zu den Argumenten gegen die Einbürgerungsinitiative ITabelle 2.61. Die 
im Abstim m ungskam pf gegen die Initiative vorgebrachten Argumente entsprachen einer 
grossen Mehrheit der Schweizer Bevölkerung. Die Mehrheit der Stim m bürgerlnnen findet 
es unabhängig von ihrem Stimmentscheid wichtig, dass beim Einbürgerungsverfahren ein 
Rekursrecht besteht und diskrim inierende oder w illkü rliche  Entscheide verh indert werden. 
Bei den Nein-Stimmenden war die Akzeptanz fü r diese Argumente noch s tä rker als bei den 
Ja-Stimmenden. Die Akzeptanz der Argumente gegen die Initiative erstreckt sich weit über 
das Nein-Lager hinaus. Eine sehr grosse Mehrheit der SVP-Anhängerlnnen schliesst sich den 
Argumenten an, W illkürentscheide und Diskrim inierungen zu verhindern. A llerdings waren 
diese Argumente bei ihrem Stimmentscheid nicht ausschlaggebend.
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INITIATIVE 
«VOLKSSOUVERÄNITÄT STATT BEHÖRDENPROPAGANDA»

Die Ausgangstage

Die Volksin itiative «Volkssouveränität s ta tt Behördenpropaganda», die zweite Abstim ­
mungsvortage vom 1. Juni 2008, w o llte  eine weitreichende Einschränkung der Beteiligung 
des Bundesrates und der Bundesverwaltung an Abstimmungskampagnen, weshalb dem 
Volksbegehren schon bald die Bezeichnung «M aulkorbinitia tive» verpasst wurde. Sie war 
von dem rechten Komitee «Bürger fü r  Bürger» lancie rt worden und enthie lt ein Verbot je g li­
cher po litischer Kom m unikation durch die Regierung vor Abstimmungen, da die InitiantInner^ 
diese als politische Propaganda betrachteten. Sie machten geltend, dass m it der Initiative die 
Regierungskampagnen im Vorfeld der Abstimmungen unterbunden würden und der Bundes­
rat nicht «zu einer Partei ve rkom m t» ’ , die um jeden Preis gewinnen w ill. Der Bundesrat hätte 
sich jeder Finanzierung, Durchführung und Unterstützung von Informationskampagnen und 
Abstim m ungspropaganda sowie der Produktion, Publikation und Finanzierung von Inform a- 
tions- und Propagandam aterial enthalten müssen m it Ausnahme des offiziellen Bundes­
büchleins (Art. 34 Abs. 3b der Verfassung gemäss W ortlaut der Initiative).

Der Bundesrat und die beiden Räte lehnten die Volksinitiative m it 134 gegen 61 Stimmen bei
3 Enthaltungen im Nationalrat und m it 38 gegen 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen im Ständerat 
eindeutig ab. Das Volksbegehren wurde auch von der Linken sowie von der CVP, der FDP und 
der Liberalen Partei bekämpft. Zum Nein-Lager gehörten zudem die Partei der Arbeit, die 
Evangelische Volkspartei (EVP) und die grossen Gewerkschaften. Die Mehrheit der Gegnerin­
nen schlossen sich in einem zu diesem Anlass gegründeten Komitee zusammen. Unterstützt 
wurde die Initiative nur von der SVP (mit Ausnahme der Bündner Sektion), der Eidgenössisch- 
Demokratischen Union (mit Ausnahme der Waadtländer Sektion) sowie von der AUNS. Am 
1. Juni 2008 wurde sie von 75.2% der S tim m bürgerlnnen und allen Kantonen abgelehnt.

Das P ro fil d er Stim m enden  ^

Die Analysen des Profils der Stimmenden haben ergeben, dass der Einfluss der soziode- 
mografischen Faktoren re la tiv gering war, während die politischen M erkmale beim Stim m - 
entscheid stark ins Gewicht fielen. Anhand der soziodemografischen Faktoren sind keine 
nennenswerten Spaltungen in der Schweizer Bevölkerung festzustellen. Bei den politischen 
Faktoren hingegen schon: sie haben den Entscheid der Stim m berechtigten zur M aulkorb­
initiative stark beeinflusst.

9 A rgum ent des In itia tivkom itees gem äss o ffiz ie llem  Bundesbüchlein zur Abstim m ung vom 1. Juni 2008 
IS. 27).
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In Tabelle 3.1 sind die Hauptm erkm ale des soziodemografischen P rofils  der Anhängerinnen 
der Initiative aufgeführt. Das Nein zieht sich durch alle grösseren soziodemografischen Ka­
tegorien hindurch. Tabelle 3.1 deutet in teressanterweise darauf hin, dass der Bildungsstand 
kaum Aufschluss gibt über den Stim m entscheid. Bei den S tim m berechtigten m it den beiden 
geringsten Bildungsniveaus (SchuIpflichtzeit und Lehre) sowie bei jenen m it einem Hoch- 
schul- oder HTL-Abschluss w ar der Nein-S tim m enanteil weniger hoch, während Akadem i- 
kerlnnen und Personen m it einer M aturitä t der Vorlage besonders k ritisch  gegenüberstan­
den. Da sich aber kein e indeutiger Trend he rauskris ta llis ie rt, können w ir  keine definitiven 
Schlüsse zum Einfluss des B ildungsstands auf den Stim m entscheid ziehen. Zweitens ist 
ein geringfügiger Unterschied zwischen Deutscher Schweiz und W estschweiz festzustellen: 
In der Romandie e rh ie lt die Initiative eine noch eindeutigere Absage als in der Deutschen 
Schweiz. Geschlecht und A lte r w irk ten  sich statistisch nicht sign ifikant auf die Akzeptanz 
der Initiative aus -  ebenso wenig der gesellschaftliche Status, das Einkommen und der 
W ohnort (Ergebnis nicht aufgeführt).

Tabelle 3.1: Maulkorbinitiative -  Verhalten nach soziodemografischen M erkm alen

M erkm ale/Kategorien % Ja (n) Assoziationskoeffizient

Total VOX (gewichtet)’ 24 533

Schulbildung /Ausbildung V=.17**

Obligatorische Schulzeit (35) (29)

Lehre, Berufsschule 29 166

Matur, Lehram t (14) (49)

B eru fsm itte lschu le , HTL 32 75

Hochschulen (30) (46)

U nivers itä t11 16 168

Landesteil V = .K **
Deutsche Schweiz 27 332

W estschweiz 16 165

Ita lien ischsprach ige Schweiz (33) (36)

Geschlecht n.s.

Männer 26 262

Frauen 22 271

Alter n.s.

18 bis 29 Jahre (40) (48)

30 bis 39 Jahre 21 75

40 bis 49 Jahre 23 88

50 bis 59 Jahre 21 99

60 bis 69 Jahre 23 111

70 Jahre und darüber 27 113

*p<0.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: n icht signifikant. 
a Gewichtung von gfs.bern
b D arunter fa llen  die kantonalen Universitäten, die Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH) 

und die Fachhochschulen.
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Die Analyse des Profils der Befürworterinnen der Initiative anhand der politischen Merkmale 
ist schon aufschlussreicher. Tabelle 3.2 verdeutlicht die starke W irkung gewisser politischer 
Faktoren und in einem geringeren Ausmass gewisser politischer Werte.

Unsere Untersuchungen haben erstens eine äusserst starke Wirkung der Parteizugehörigkeit 
auf den Stimmentscheid bei der Maulkorbinitiative ergeben. Analysiert man die Parteinähe der 
Befragten, ist eindeutig eine sehr starke ideologische Spaltung zu erkennen: S tim m berechtig­
te, die der Linken (SP) und der CVP nahestehen, haben die Initiative massiv verworfen. Anhän­
gerinnen der FDP stimmten ungefähr wie der Landesdurchschnitt fü r die Vorlage (26%). Die 
Anhängerinnen der SVP stimmten grossm ehrheitlich für das Volksbegehren, das von «ihrer» 
Partei stammte.

Diese Tendenz ist auch in Bezug auf die Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-Achse zu e r­
kennen: Auf der Links-Rechts-Achse nimmt die Unterstützung der Initiative zu, je weiter rechts 
man sich auf der Achse bewegt. Befragte, die sich links einstufen, lehnten die Initiative zu 95% 
ab, während sie von 71% der Personen, die sich rechts aussen einstufen, angenommen wurde. 
In der politischen Mitte entspricht der Stimmenanteil dem Landesdurchschnitt, und die Rechte 
unterstützte sie m it 30% der Stimmen. Zudem hat sich herausgestellt, dass bei Stim m bür- 
gerlnnen, die sich links aussen einstufen, der Nein-Stimmenanteil etwas geringer war als bei 
Angehörigen der Linken (14% gegenüber 5%).

Auch das Regierungsvertrauen w irkte sich wie erwartet auf den Ja-Stimmenanteil aus. Vor 
allem Personen, die der Regierung m isstrauisch gegenüberstehen, haben fü r die Initiative ge­
stimmt, obwohl auch da keine Mehrheit zustande kam. Die Einstufung der Glaubwürdigkeit 
Christoph Blochers war fü r das Ja ein ausschlaggebender Faktor: 56% a lle r Befragten, die 
der SVP-Führungsfigur positiv gegenüberstehen, nahmen die Initiative an, während der Ja- 
Stimmenanteil bei jenen, die ihm skeptisch gegenüberstehen, nur noch 6% beträgt.
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Tabelle 3.2: Maulkorbinitiative -  Verhalten nach politischen Merkm alen

M erkm ale/Kategorien % Ja In) Assoziationskoeffizient

Total VOX (gew ichtet1* 24 533

Parteiverbundenheit1 V=.54***

Sozia ldem okratische Partei 5 99

C hris tlichdem okra tische Volksparte i (11) (47]

F re is inn ig -D em okratische P arte i/L ibe ra le  Partei 26 84

Schweizerische Volkspartei 72 72

Andere Parteien 20 64

Keine Partei 19 118

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V =.45***

Links aussen 14 58

Links 4.7 129

Mitte 21 156

Rechts 32 109

Rechts aussen 71 61

Keine Einstufung (29) (17)

Regierungsvertrauen V=.26***

Vertrauen der Regierung 15 286

Weiss nicht 24 70

M isstrauen der Regierung 39 176

Einschätzung der Glaubwürdigkeit Christoph Blochers V = .45***

Sehr gering 6 228

Gering (20) (49)

M ittle re  G laubwürdigkeit 24 74

Grosse G laubwürdigkeit 22 (36)

Sehr gross 56 135

W ertvorstellungen: Mehr Macht dem Bund statt den Kantonen V =.25***

Dem Bund 15 142

Gemischt 16 172

Den Kantonen 38 185

W ertvorstellungen: M odern/traditionell V = ,23***

Für eine m oderne Schweiz 16 239

Gemischt 26 194

Für eine Schweiz, die an ihren Traditionen fes thä lt 45 83

*p<0.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: n icht signifikant. 
a Gewichtung von gfs.bern
b Die Kategorien «keine Parte i» und «keine Einstufung» werden zur Schätzung des Assoziations­

koeffizienten nicht be rücksichtig t.
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Bestim m te W ertvorste llungen der S tim m bürgerlnnen beeinflussten ihren Entscheid. 
S tim m berechtigte, die dem Bund m ehr Macht übertragen möchten (Zentralisten] standen 
der Vorlage insgesam t k ritische r gegenüber als jene, die fü r eine Abtretung der Staatsge­
w alt an die Kantone (Föderalisten) sind, was nur fo lgerichtig ist. Bei den Personen, die fü r 
Schweizer Traditionen eintreten, fie l die Ablehnung weniger hoch aus als bei anderen.

Die S tim m m otive

In Tabelle 3.3 und 3.4 sind die Gründe aufgeführt, welche von den befragten Personen spon­
tan fü r ihren Stim m entscheid genannt wurden. Für jede Begründung gibt es zwei Indika­
toren: der Prozentsatz Personen, welche von allen Gründen10 diesen nannten, sowie der 
Prozentsatz Personen, welche den entsprechenden Grund zuerst nannten.

Die meisten Gründe, die von den B efü rw orterinnen der M aulkorbin itiative genannt wurden 
ITabelle 3.31, betreffen den Wunsch nach einer fre ie ren Meinungsbildung zu den Abstim - 
mungsvorlagen (27% der erst genannten Gründe) und sind eine K ritik  an der (für sie zu gros- 
sen) Rolle, die der Bundesrat im Abstim m ungskam pf spielt (38%). Bei näherer Betrachtung 
s te llt sich heraus, dass die Befürw orterinnen logischerweise die heutige S ituation stark 
k ritis ie ren (vor altem den Umstand, dass sich der Bundesrat aktiv am Abstim m ungskam pf 
beteiligt); fü r  sie können sich die S tim m berechtigten keine fre ie Meinung bilden (12% der 
e rs t genannten Gründe), w e il sie zu s ta rk  der Regierungspropaganda ausgesetzt sind und 
fo lg lich m an ipu lie rt werden (9%). 18% der genannten Gründe beruhen auf der Überzeugung, 
dass der Bundesrat das Volk unverhältnism ässig s ta rk  beeinflusst und er neu tra l und ideo­
logisch unvoreingenommen sein so llte  (12% der erst genannten Gründe). Ein guter Teil der 
spontan genannten Gründe fü r  ein Ja waren allgem eine Sympathie fü r die Initiative (fast 10% 
der erst genannten Argumente). 4% der vorgebrachten Argum ente betrafen den Umstand, 
dass die Regierungspropaganda die Steuerzahler zu teuer käme.

10 Mehrfachantworten waren möglich, was ein Total von über 100% ergeben kann 
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Tabelle 3.3: Maulkorbinitiative - Gründe für das Ja in Prozent der Stimmenden

Gründe fü rd as Ja zur Maulkorbinitiative Alle Gründe Zuerst genannt

1. Rolle des Bundesrates (Bundesrat so llte  neutra l, pa rte iunab­
hängig bleiben, Bundesrat beeinflusst die Bevölkerung u. ä.)

62% 38%

2. Freie Meinungsbildung (fre iere  M einungsbildung jedes Einzelnen, 
gegen Propaganda, M anipulation, po litische Einflussnahm e u. ä.)

41% 27%

3. Andere Gründe (Regierungsinform ation und -propaganda 
sind zu teuer u. ä.)

39% 27%

4. A llgem eine Gründe fü r das Ja 15% 6%

Total 205%* 
(N=109)

100%
(N=71)

* Total > a ls 100% wegen M ehrfachantworten

Aus der Untersuchung der spontan von den Gegnerinnen der M aulkorbin itiative genannten 
Gründe ITabelle 3.41 geht hervor, dass im Abstim m ungskam pf auf beiden Seiten letztlich 
recht ähnliche Argum ente eingesetzt wurden: die von Befürw orterse ite  am häufigsten ge­
nannten Themen (freie Meinungsbildung und Rolle des Bundesrates) wurden auch von den 
Gegnerinnen aufgegriffen -  wenn auch m it umgekehrten Vorzeichen. Fast ein D ritte l a lle r 
zuerst genannten Gründe der Gegnerinnen be trifft die fre ie Meinungsbildung (wie bei den 
Befürworterinnen), wobei bei den Gegnerinnen a llerd ings die K ritik  an der Zensur (12%) und 
das Vermögen der S tim m berechtigten, sich ohne jede Manipulation frei eine Meinung zu b il­
den (9%), im Vordergrund standen. Analog deutet über die Hälfte der von ablehnender Seite 
zuerst genannten Gründe darauf hin, dass der Bundesrat gegenwärtig eine wichtige Rol­
le in den Abstimmungskampagnen spielt. Während aber die B efürworterinnen diese Rolle 
als zu gross erachten, sind die Gegnerinnen der M aulkorbin itiative der Meinung, dass der 
Bundesrat die Möglichkeit haben soll, seine Meinung darzulegen (28% der zuerst genannten 
Gründe), dass er w eiterh in eine wichtige Inform ationsquelle ist (5%) und dass er fü r seine 
eigenen Vorlagen eintreten können muss (7%). Eine kleine M inderheit der Stimmenden, die 
die Initiative ablehnten, tat dies ausdrücklich im Sinne des geistigen W iderstands gegen die 
SVP (2% der zuerst genannten Gründe).
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Tabelle 3.4: Maulkorbinitiative -  Gründe für das Nein in Prozent der Stimmenden

Gründe gegen die Maulkorbinitiative Alle Gründe Zuerst genannt

1. Rolle des Bundesrates iBundesrat sollte  seine Meinung darlegen 
können, wenn Vorlage von ihm, Bundesrat muss seine Vorlagen ver­
teidigen können, Bundesrat ist eine wichtige Inform ationsquelle u. ä.]

105% 51%

2. Freie Meinungsbildung (keine E influssnahme, gegen Zensur, 
Bürger sind in te lligen t und ve ran tw o rtlich  genug, um sich eine 
Meinung zu bilden u. ä.|

48% 29%

3. A llgem eine Gründe fü r das Nein 17% 12%

A. Andere Gründe (gegen SVP u. ä.) 16% 8%

Total 186%*
(N=651|

100%
(N=350)

* Total > a ls 100% wegen M ehrfachantw orten

Aus der Analyse der Stimmmotive geht insgesamt hervor, dass fü r den Stimmentscheid vor a l­
lem zwei Überlegungen eine Rolle spielten: eine freie, fundierte Meinungsbildung und die Rolle 
des Bundesrates in der Abstimmungskampagne. Sowohl im Pro- als auch im Kontra-Lager 
bezog man sich bei der Begründung des Stimmentscheids in erster Linie auf diese Argumente, 
die dann natürlich je nach Stimmentscheid anders gewichtet wurden.

Die A kzeptanz d er A rgum ente

Den Befragten wurde auch eine Liste m it Kampagnenargumenten vorgelegt. Anhand der Re­
aktionen auf diese Argumente können w ir erstens erm itteln, wie gut sie von der Bevölkerung 
aufgenommen wurden, also ob sie erfolgreich waren, indem w ir ihre Akzeptanz in Prozenten 
messen, und zweitens können w ir analysieren, ob die Argumentation der Stimmenden und 
ih r Stimmentscheid übereinstimmen. Dabei stellte sich heraus, dass die Pro-Argumente je 
nachdem, ob die Stimmberechtigten Ja oder Nein stimmten, unterschiedlich aufgenommen 
wurden, während die Kontra-Argumente auf allgemeine Zustimmung stiessen -  zumindest auf 
Befürworterseite nahezu unabhängig vom endgültigen Stimmentscheid ITabelle 3.5und 3.61.

Die drei Pro-Argum ente fü r  die M aulkorb in itia tive haben die Stimmenden re la tiv in zwei 
Lager gespalten (in der Tabelle fe tt gedruckt]. Aus Tabelle 3.5 w ird deutlich, dass diese 
Argum ente wie e rw arte t von den Ja-Stim m enden am stärksten gutgeheissen wurden. 78% 
der B efürw orterinnen sind der Auffassung, dass in Zukunft keine öffentlichen Gelder m ehr 
fü r Regierungspropaganda ausgegeben werden dürfen; 76% sind der Meinung, dass der 
Bundesrat nicht Stellung nehmen sollte, da die Abstim m ungen dazu dienen, seine Arbeit 
zu kontro llieren, und 67% finden, dass die Regierung die S tim m bürgerlnnen allgem ein zu 
stark beeinflusst vor Abstim m ungen. Diese drei Argum ente werden von einer M ehrheit der 
Gegnerinnen kategorisch abgelehnt. Die Pro-Argum ente stiessen bei den B e fü rw o rte rin ­
nen der Initiative auf sehr breite Zustimmung.
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Tabelle 3.5: Maulkorbinitiative -  Akzeptanz der Pro-Argumente in Prozent der Stimmenden

Pro-Argum ente Einverstanden Nicht einverstanden KA

In Zukunft dürfen keine ö ffentlichen Gelder m ehr 
fü r Abstim m ungspropaganda verwendet werden.

Total 50 A3 (71

Ja 78 18 W

Nein AI 51 19)

Volksabstim m ungen dienen dazu, die A rbe it des 
Bundesrates zu kon tro llie ren , der Bundesrat 
da rf deshalb nicht Parte i e rgre ifen.

Total AA 51 (5)

Ja 76 20 IA)

Nein ZA 61 (5)

Der Bundesrat n im m t vor Volksabstim m ungen 
zu s ta rk  E influss auf die M einungsbildung.

Total 32 63 (5)

Ja 67 27 (5)

Nein 20 75 (5)

Prüft man die Argumente, die gegen die Initiative vorgebracht wurden, ist die Verbindung 
zwischen der Reaktion auf die vorgelegten Argumenten und dem Stimmentscheid erheb­
lich weniger klar. So geht aus unseren Analysen hervor ITabelle 3.61, dass eine sehr grosse 
M ehrheit Nein-Stimmende die drei Kontra-Argum ente guthiess (durchwegs zu über 90%), 
auch die Ja-Stimmenden konnten sich ihnen anschliessen -  wenn auch in einem geringeren 
Ausmass. Unter den Ja-Stim m enden sind aber doch 62% der Auffassung, dass der Bundes­
rat vor Volksabstimmungen seinen Standpunkt vertreten können muss, 78% finden, dass die 
S tim m bürgerlnnen das Recht haben, über die Haltung des Bundesrates in fo rm ie rtzu  werden 
und 72% sind der Meinung, dass der Bundesrat die M öglichkeit haben muss, auf m öglicher­
weise falsche oder irre führende Überlegungen zu den Abstim m ungsvorlagen zu reagieren.

Tabelle 3.6: Maulkorbinitiative -  Akzeptanz der Kontra-Argumente in Prozent der Stimmenden

Kontra-Argum ente Einverstanden Nicht einverstanden KA

Der Bundesrat muss vor Volksabstimmungen seinen 
Standpunkt vertreten und auf neue Argumente und 
Ereignisse im Abstimm ungskampf reagieren können.

Total 85 10 (5)

Ja 62 18 (10)

Nein 92 5 (3)

Die S tim m bürger haben das Recht, über die 
Haltung des Bundesrates zu den A bstim m ungs­
vorlagen in fo rm ie rt zu werden.

Total 92 6 (2)

Ja 78 19 (Al

Nein 97 1 (2)

Der Bundesrat m uss die M öglichke it haben, 
auf fa lsche oder irre füh rende  Überlegungen 
zu den A bstim m ungsvorlagen zu reagieren.

Total 89 8 (3)

Ja 72 22 (6)

Nein 95 3 (2)

Diese recht erstaunlichen Zahlen deuten verm utlich darauf hin, dass eine grosse Mehrheit der 
Schweizerinnen (also sowohl im Pro- als auch im Kontra-Lager der Initiative) der Auffassung 
ist, dass der Bundesrat eine wichtige Rolle bei der Information der Bevölkerung in der Abstim ­
mungskampagne spielt. Von der Bedeutung dieser Rolle zeugen die drei Kontra-Argumente, 
denen sich eine sehr breite Mehrheit der Stimmenden anschliessen konnte. Allerdings stellte
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sich bei der Prüfung der Identifizierung m it einer Partei heraus, dass trotz der Unterstützung 
der Argumente gegen die Initiative durch Befürworterinnen und Gegnerinnen diese bei den 
SVP-Anhängerlnnen etwas weniger deutlich ausfiel und die Argumente nicht ausschlaggebend 
waren fü r ihren Stimmentscheid.

Analyse der Ja-S tim m en fü r beide In itiativen

Die beiden verworfenen Volksinitiativen schufen einen Graben zwischen den SVP-Anhän­
gerlnnen undjenen deranderen politischen Parteien. Wie Tabelle 3.7veranschaulicht, legten 
abgesehen von den SVP-Wählerlnnen nur sehr wenige Stim m berechtigte ein Ja fü r beide In­
itiativen in die Urne. Die SP- und CVP-Gefolgschaft stim m te fast geschlossen zwei Mal Nein, 
während sich bei der FDP und bei Personen, die sich m it keiner Partei identifizieren, eine 
ganz kleine M inderheit im m erhin von einer der beiden Initiativen überzeugen liess. Einzig bei 
der SVP-Anhängerschaft kam eine M ehrheit (58%) fü r die beiden Initiativen zustande.

Tabelle 3.7: Zweim al Ja für die beiden Initiativen im Verhältnis zur Identifizierung mit 
einer Partei

M erkm ale/Kategorien 2 x Ja in % 1 x Ja 
1 x Nein in %

2 x Nein in % In) Ass.- 
Koeff. IV)

Total VOX (nicht gewichtet] 11 13 76 528

Parteiverbundenheit .65**»

Sozia ldem okratische Partei 1 8 91 109

C hris tlichdem okra tische Volksparte i 2 6 92 50

Freisinnig-Demokratische Partei 
Liberale Partei

9 13 79 79

Schweizerische Volkspartei 58 27 15 55

Andere Parteien 9 8 83 65

Keine Partei 3 18 80 119

***p<.001.
a Die Kategorie «keine Parte i» w urde zur Schätzung des Assoziationskoeffizienten nicht berücksichtig t.

Im Verhältnis zu früheren VOX-Analysen ist festzustellen, dass die Unterstützung der SVP 
durch ihre M itglieder nicht nachgelassen hat, diese aber bei Anhängerinnen anderer Par­
teien zum indest bei der Abstim m ung vom 1. Juni 2008 an Einfluss eingebüsst hat. Das hängt 
möglicherweise damit zusammen, dass Christoph Blochers G laubwürdigkeit in den Augen 
der Schweizer Bevölkerung abgenommen hat. Vergleicht man diese VOX-Analyse m it jener 
zur Abstim m ung vom 24. September 2006 (Asylgesetz), w ird deutlich, dass sich bezüglich 
der G laubwürdigkeit des SVP-Führers eindeutig ein Graben aufgetan hat. Die Grafik 3.1 
lässt auf eine Trendwende schliessen. Bei der VOX-Umfrage zur Abstim m ung von Septem­
ber 2006 stuften nur 27% der Befragten Christoph Blochers G laubwürdigkeit als gering 
ein. Dieser Ante il ist gemäss Um frage zum 1. Juni 2008 auf 43% gestiegen. Um gekehrt ist 
der Ante il positiver Einschätzungen s ta rk  zurückgegangen. Im September 2006 stuften 46%
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die Führungsfigur der SVP positiv ein, im Juni 2008 waren es nur noch 34%. Dies lässt den 
Schluss zu, dass Christoph B lochers Überzeugungsvermögen ausserhalb seiner Gefolg­
schaft gelitten hat, was sich in der geringen Unterstützung fü r die beiden am 1. Juni 2008 
zur Abstim m ung stehenden Initiativen äusserte.

Grafik 3.1: Vergleich der Einstufung von Christoph Blochers Glaubwürdigkeit am 24.9.2006  
und 1.6.2008
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VERFASSUNGSARTIKEL «FÜR QUALITÄT UND WIRT­
SCHAFTLICHKEIT IN DER KRANKENVERSICHERUNG»

Die Ausgangstage

Der Verfassungsartike l «Für Qualität und W irtscha ftlichke it in der Krankenversicherung» 
w ar die d ritte  Vorlage, über die am 1. Juni 2008 abgestim m t wurde. Das Parlam ent hatte 
ihn als Gegenentwurf zur SVP-Volksinitiative «Für tiefere Krankenkassenpräm ien in der 
Grundversicherung» ausgearbeitet. Gemäss Initiantlnnen hatte dieses Volksbegehren eine 
Senkung der Krankenkassenpräm ien über eine Reduktion der Grundleistungen zum Ziel, 
wobei aber unklar blieb, welche Leistungen davon betroffen gewesen wären. Das In itia tiv­
komitee zog die Volksin itiative zugunsten des parlam entarischen Gegenentwurfs zurück. 
Durch den Gegenentwurf sollten die wesentlichen Grundsätze der Krankenversicherung in 
der Verfassung verankert werden -  in der Verfassung in ih rer heutigen Form steht nur, dass 
der Bund Vorschriften fü r die Krankenversicherung erlassen kann. Durch den so genannten 
G esundheitsartikel sollten der W ettbewerb unter den Krankenkassen und den Leistungs­
e rb ringern (insbesondere Ärzte und Spitäler] sowie die Qualität, die W irtscha ftlichke it und 
die Transparenz der Leistungen als Grundsätze bekrä ftig t werden. Durch den Gesundheits­
a rtike lw ä re  das duale Finanzierungssystem  zur Verteilung der ö ffentlichen M itte l durch ein 
m onistisches Modell abgelöst worden. Die öffentlichen Beiträge wären dann nur noch den 
Krankenkassen und nicht m ehr öffentlichen Trägern e rte ilt worden, und die Leistungen der 
Spitä ler wären von den Krankenkassen abgegolten worden.

Im P arlam entw arderG egenentw urf nicht unum stritten: Im Nationalra t wurde er m it 133 ge­
gen 63 Stimmen angenommen und im Ständerat m it 29 gegen 13 Stimmen. Vor allem  die L in­
ke machte geltend, dass die Beteiligten (Kantone, Spitäler, Ärzteverbände usw.) nicht konsul­
t ie rt worden waren und die Krankenkassen durch das monistische Finanzierungsm odell zu 
vie l Macht erhielten. Der Gegenentwurf wurde von zwei bürgerlichen Parteien, der SVP und 
der FDP, unterstützt, wobei m ehrere kantonale FDP-Sektionen eine abweichende Parole he- 
rausgaben (Aargau, Basel, Genf, Glarus, Luzern, Nidwalden, Obwalden, Solothurn, Schwyz, 
Thurgau, Uri, Waadt, Zug). Auch SanteSuisse und die Spitäler der Schweiz (H+) unterstützten 
den Gesundheitsartikel. In der Kampagne machte das Pro-Lager vor allem  die Senkung der 
Kosten fü r das Gesundheitswesen und der Krankenkassenprämien geltend. Der Gesund­
he itsa rtike lw urde  in erster Linie als Massnahme zur Regelung des W ettbewerbs dargestellt, 
um Qualität und W irtschaftlichke it der Leistungen zu steigern. Die CVP, die SP, die Grünen 
und die Liberale Partei sowie die EVP waren dagegen. Auch die Mehrheit der Berufsverbände 
im Gesundheitsbereich, insbesondere der Ärzteverband Schweiz FMCH, lehnte ihn ab. Die 
Gegnerinnen warnten vor allem  vor dem Verlust der Vertragsfre iheit (freie A rzt-/Spita lwahl), 
der Zunahme der Macht der Krankenkassen und vor einer Zweiklassenmedizin.

Der Verfassungsartike l «Für Qualität und W irtschaftlichke it in der Krankenversicherung» 
wurde m it 69.5% der Stimmen sowie von säm tlichen Kantonen abgelehnt.
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Das P ro fil der Stim m enden

Die Analyse des P rofils  der Stimmenden ergab, dass die politischen Merkm ale beim S tim m ­
entscheid der Befragten s tä rke r ins Gewicht fielen als die soziodemografischen. Es ste llte 
sich nämlich heraus, dass die Trennung zwischen B efürw orterinnen und Gegnerinnen des 
V erfassungsartike ls «Für Qualität und W irtscha ftlichke it in der Krankenversicherung» der 
ideologischen Links-Rechts-Achse entlang verlie f -  soziale Faktoren waren fü r ihren Ent­
scheid weniger erheblich.

Tabelle 4.1: Verfassungsartikel «Fü r Qualität und Wirtschaftl ichkeit in der Kranken­
versicherung» -  Verhalten nach soziodemografischen M erkm alen

M erkm ale/Kategorien % Ja ln) Assoziationskoeffizient

Total VOX (gewichtet)’ 28.6 530

Landesteil V = .23***

Deutsche Schweiz 37 322

W estschweiz 14.8 168

Ita lienischsprachige Schweiz (20.5) (39)

Wohnort < II *

Grosse Stadt 27.8 54

Kleine und m itte lg rosse  Stadt 35 260

Land 21.3 216

Schulbildung /Ausbildung V=.18**

O bligatorische Schulzeit (40) (38)

Lehre 27 165

Matur, Lehram t 37 52

B eru fsm itte lschu le , HTL 23 71

Hochschule HTL, HWV (48) (48)

U n ivers itä t11 22 156

Geschlecht n.s

Männer 30 248

Frauen 28 282

A lter n.s

18 bis 29 Jahre (35) (48)

30 bis 39 Jahre 28 68

40 bis 49 Jahre 38 98

50 bis 59 Jahre 22 90

60 bis 69 Jahre 26 116

70 Jahre und darüber 27 112

*p<0.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: n icht s ignifikant. 
a Gewichtung von gfs.bern
b D arunter fa llen die kantonalen Universitäten, die Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH) 

und die Fachhochschulen.
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Tabelle 4.1. enthält eine Übersicht über die Hauptergebnisse zu den soziodemografischen 
Faktoren. Offenbar ist es beim Stim m entscheid zu einer gewissen Aufspaltung nach Lan­
desteilen gekommen. In der Deutschen Schweiz w ar der Ja-S tim m enanteil höher als in der 
Westschweiz. Auch der W ohnort beeinflusste den Stim m entscheid le icht: Die Stadtbevöl­
kerung lehnte den G esundheitsartikel noch s tä rke r ab als die übrigen Stim m berechtigten. 
Schwach w irk te  sich zudem auch der B ildungsstand auf den Stim m entscheid aus: Bei Per­
sonen m it einem hohen Bildungsniveau (z. B. FH, Universität, ETH] w ar der Nein-S tim m en- 
anteil am höchsten. Unerheblich fü r den Ja-S tim m enanteil waren das Geschlecht, das Alter, 
die soziale Stellung oder das Haushaltseinkom m en (Ergebnisse nicht aufgeführt].

Am stärksten w irk ten sich unter den politischen Faktoren die Identifizierung der Befragten 
m it einer Partei und die Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-Achse auf den S tim m ent­
scheid zum G esundheitsartikel aus, wie aus Tabelle 4.2 hervorgeht. Anhängerinnen der SP, 
CVP und in einem geringeren Ausmass der FDP lehnten ihn m ehrhe itlich  ab, während ihn 
die SVP-Anhängerlnnen m ehrhe itlich annahmen. Diese Tendenz w ird durch die Untersu­
chung der Ausw irkungen der Selbsteinstufung weitgehend bestätigt. Einzig Personen, die 
sich rechts aussen auf der Achse einstuften, nahmen den G esundheitsartikel m it einer zwar 
knappen M ehrheit an, während ihn jene links auf der Achse massiv ablehnten. Es fä llt auf, 
dass Stim m berechtigte, die sich links aussen einstuften, etwas häufiger Ja stim m ten als 
Personen, die sich links einstuften. Das Regierungsvertrauen w ar als E in flussfaktor nicht 
signifikant. Ob die S tim m berechtigten dem Bundesrat vertrauen oder nicht -  sie lehnten den 
G esundheitsartikel a lle m ehrhe itlich ab. Auch das Spannungsfeld zwischen jenen, die fü r 
S taatsinterventionism us eintreten, und jenen, die fü r W ettbewerb unter p riva tw irtsch a ftli­
chen Akteuren sind, übte keine signifikante W irkung auf den Stim m entscheid aus, obwohl 
m it dem G esundheitsartikel der Grundsatz des W ettbewerbs unter Krankenkassen Verfas­
sungsrang erhalten hätte (Ergebnisse nicht dargestellt). Auch die M itg liedschaft bei einer 
Patientenvereinigung oder bei einem Ärzteverband beeinflusste den Stim m entscheid nicht 
(Ergebnisse nicht aufgeführt).
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Tabelle 4.2: Verfassungsartikel «Fü r  Qualität und Wirtschaftl ichkeit in der Krankenversi­
cherung» Verhalten nach politischen Merkm alen

M erkm ale/Kategorien % Ja (nl Assoziationskoeffizient

Total VOX (gewichtet)" 28.6 530

Parteiverbundenheit11 V = .39***

Sozia ldem okratische Partei 9 92

C hris tlichdem okra tische Volksparte i 117) (46]

F re is inn ig -D em okratische P arte i/L ibe ra le  Partei 37 87

Schweizerische Volkspartei 60 73

Andere Parteien 33 67

Keine Partei 22 118

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V = .3***

Links aussen 20 54

Links 10 119

Mitte 34 171

Rechts 35 103

Rechts aussen 56 59

Keine Einstufung (11) (18)

Regierungsvertrauen n.s.

V ertrauen der Regierung 30 292

Weiss nicht 18 62

M isstrauen der Regierung 31 176

*p<0.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: n icht signifikant.
“ Gewichtung von g fs.bern
b Die Kategorien «keine Parte i» und «keine E instufung» w erden zur Schätzung des Assoziationskoef­

fizienten nicht be rücksich tig t.

Die Stim m m otive

Tabelle 4.3 enthält eine Übersicht über die spontan von den Befragten genannten Gründe 
zur Annahme des Gesundheitsartikels. Es fä llt zunächst auf, dass nur sehr wenige Befragte 
m indestens einen Grund fü r  ihren Stim m entscheid nannten. Aus den Untersuchungen w ird 
der S tellenwert der Leistungen und Kosten des Gesundheitssystems unter den Gründen 
e rsichtlich . Dazu zählen Argum ente wie «das jetzige Gesundheitssystem funk tion ie rt nicht 
gut» und «m it dem neuen System können die Gesundheitskosten und/oder die Prämien 
gesenkt werden». Mit diesen Argum enten begründete fast die Hälfte der B e fü rw o rte rin ­
nen ihren Entscheid. Danach kamen allgem eine Gründe zugunsten des Status quo im Ge­
sundheitswesen (29% der erst genannten Gründe). Obwohl Argum ente im Zusammenhang 
m it der persönlichen Freiheit und dem freien M arkt in der Abstim m ungskam pagne im m er 
w ieder anzutreffen waren, wurden sie von den B efürw orterinnen des V erfassungsartike ls 
«Für Qualität und W irtscha ftlichke it in der Krankenversicherung» weniger häufig genannt.
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Nur bei 27% a lle r Nennungen wurde das Prinzip des fre ien W ettbewerbs als Grund fü r die 
Unterstützung fü r den G esundheitsartikel angeführt. Abschliessend sei noch erwähnt, dass 
das Argum ent, der Verfassungsartike l dämme die Macht der Krankenkassen ein, von Be­
fürw o rte rinnen  spontan als Grund genannt wurde.

Tabelle 4.3: Verfassungsartikel «Für Qualität und Wirtschaftl ichkeit in der Krankenversi­
cherung» -  Gründe für das Ja (in Prozent der Stimmenden]

Gründe für den Verfassungsartikel Alle Gründe Zuerst genannt

1. Leistungen und Kosten der Krankenpflege (das je tz ige System 
fu n k tio n ie rt nicht rich tig ; die Gesundheitskosten nehmen ab; 
die Präm ien werden gesenkt u. ä.)

48 36

2. A llgem eine Gründe (die G rundversicherung bleibt, G rundversiche­
rung is t ga ran tie rt u. ä.|

30.5 29

3. Freiheit, W ettbewerb und E igenverantw ortung (gegen zu starke 
Regulierung im Gesundheitswesen; gegen Macht der K ranken­
kassen u.ä]

27 16

4. Andere Gründe (Empfehlung u. ä.) 30.5 20

Total 136%
(N=76)

100%
(N=56)

* Total > a ls 100% wegen M ehrfachantw orten

Aus der Untersuchung der Gründe gegen den G esundheitsartikel geht erstens hervor, dass 
fü r die Gegnerinnen die persönliche Freiheit sehr w ichtig ist lTabelle 4.41. Bei den Gegne­
rinnen betrafen 84% der fü r ihren Stim m entscheid genannten Gründe die Befürchtung, man 
könne seinen A rz t oder sein Spital nicht m ehr fre i wählen und die M achtfü lle der K ranken­
kassen würde zunehmen. Ein Teil der Befragten lehnte den G esundheitsartikel zudem ab, 
w e il sie m it dem jetzigen Gesundheitssystem zufrieden sind (37% der allgem einen Gründe). 
Auch da wurden Argum ente betreffend Kosten und Leistungen des Gesundheitssystems 
genannt. Die Kosten fü r das Gesundheitswesen, die Präm ien und die Ablehnung einer Zwei- 
klassenm edizin bewegten die S tim m berechtigten ebenfalls, die Vorlage abzulehnen. Aus 
den Ergebnissen w ird sch liesslich deutlich, dass die d irekt Betroffenen bei der Entschei­
dung der S tim m bevölkerung nur eine untergeordnete Rolle spielten: Nur 14% a lle r genann­
ten Gründe betrafen Empfehlungen von Ärzteverbänden und/oder Patientenvereinigungen, 
des Hausarztes oder der Kantone.
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Tabelle U.U-. Verfassungsartikel «Fü r Qualität und Wirtschaftl ichkeit  in der Krankenversi­
cherung» -  Gründe für das Nein (Prozentsatz der Stimmenden)

Gründe gegen den Verfassungsartikel
«Für Qualität und W irtschaftlichkeit in der Krankenversicherung»

Alle Gründe Zuerst
genannt

1. Freiheit und Kompetenzen (freie A rz t-/S p ita lw ah l, gegen m ehr 
Macht der Krankenkassen u. ä.)

8A 50

2. Leistungen und Kosten des Gesundheitswesens (gegen Zw eiklas- 
senmedizin u. ä.l

27 10

3. A llgem eine Gründe (z. B. zufrieden m it dem jetzigen System) 37 26

A. Betroffene und Kom m unikation (z. B. Ä rzte sind gegen Gesundheits­
a rtike l u. ä.)

U 9

5. Andere Gründe (Empfehlung u. ä.) 10 5

Total 172% 
(N= 581)

100% 
(N= 4.13 )

* Total > a ls 100% wegen M ehrfachantworten

Die A kzeptanz d er A rgum ente

Die Analyse der Akzeptanz der Kampagnenargumente ergibt, dass sich eine M ehrheit der 
Stimmenden sowohl von den Pro- als auch von den Kontra-Argum enten zum Verfassungs­
a rtike l «Für Qualität und W irtscha ftlichke it in der Krankenversicherung» überzeugen liess. 
Von den sechs Argumenten, die den Befragten vorgelegt wurden, spalteten nur zwei die Be­
fürw o rte rinnen  und Gegnerinnen in zwei Lager: das A rgum ent fü r  den Gesundheitsartikel, 
wonach das «m onistische Finanzierungsm odell» positiv sei und das Gegenargument gegen 
M arkt und W ettbewerb im Gesundheitsbereich.

Tabelle 4.5 enthält eine Übersicht über die Ergebnisse zu den Pro-Argum enten. Am s tä rks ­
ten spaltete die Stimmenden die m onistische Spita lfinanzierung. Doppelt so viele Ja- 
Stimmende schlossen sich diesem Argum ent an wie Nein-Stim m ende. Die beiden ande­
ren Argum ente hingegen wurden sowohl von Befü rw orterinnen als auch von Gegnerinnen 
gutgeheissen. Dabei ist ein sehr breit abgestützter Konsens zum Grundsatz der Transpa­
renz «bei Qualität und Preisen der Leistungen im Gesundheitswesen» zu beobachten: 82% 
der Stimmenden schlossen sich ihm unabhängig von ihrem  Stim m entscheid an. Auch der 
Grundsatz des W ettbewerbs im Gesundheitswesen wurde von einer M ehrheit der Befrag­
ten unterstü tzt. Sowohl Ja- als auch Nein-Stim m ende pflichteten dem Argum ent bei, die 
fre ie  M ark tw irtscha ft und der W ettbewerb «erm öglichen eine bessere Kostenkontro lle im 
Gesundheitswesen». Interessanterweise ist der Ante il B efragter sehr hoch, die zu den A r­
gumenten betreffend G esundheitsartikel keine A n tw ort gaben. Zu zwei D ritte ln  a lle r A rgu­
mente konnten über 10% der Befragten nicht Stellung nehmen.
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Tabelle 4.5: Verfassungsartikel «Für Qualität und Wirtschaftl ichkeit in der Krankenversi­
cherung» -  Akzeptanz der Pro-Argum ente  in Prozent der Stimmenden

Pro-Argum ente Einverstanden Nicht einverstanden KA

Mit der Finanzierung aus e iner Hand w ird 
die Spita lfinanzierung w irtscha ftliche r.

Total 31 42 27

Ja 49 30 21

Nein 24 46 30

Mehr Transparenz bei Qualität und P re i­
sen der Leistungen im Gesundheitswesen 
erm ög lich t eine echte Auswahl.

Total 82 10 I8I

Ja 86 7 (8)

Nein 80 12 (9)

M ehr W ettbewerb im Gesundheitswesen 
erm ög lich t eine bessere Kostenkontro lle .

Total 61 27 12

Ja 67 25 8

Nein 59 28 13

Auch den Argum enten gegen den G esundheitsartikel ITabelle 4.61 konnte sich eine M ehrheit 
der Befragten anschliessen. Massive Unterstützung fand das Argum ent der freien A rz t­
wahl: Sowohl B efürw orterinnen als auch Gegnerinnen des G esundheitsartikels hiessen es 
gut. Auch das Gegenargument, wonach «die Macht der Krankenkassen nicht we iter wach­
sen darf», wurde sehr s ta rk  gutgeheissen. A llerd ings gab es vie l m ehr Nein-Stimmende, die 
es guthiessen, als Ja-Stimmende.

Tabelle 4.6: Verfassungsartikel «Für Qualität und Wirtschaftl ichkeit in der Krankenversi­
cherung» -  Akzeptanz der Kontra-Argum ente in Prozent der Stimmenden

Kontra-Argum ente Einverstanden Nicht einverstanden KA

Die fre ie A rz tw ah l da rf nicht e ingeschränkt 
werden.

Total 89 10 11]

Ja 81 19 (0|

Nein 92 6 (2)

Die Macht der Krankenkassen d a rf nicht 
w e ite r wachsen.

Total 84 13 13]

Ja 66 30 I31

Nein 91 6 13]

M ark t und W ettbewerb führen autom atisch 
zur Zweiklassenm edizin.

Total 48 40 12

Ja 34 54 12

Nein 54 35 11

Am wenigsten verfing das Gegenargument, Markt und Wettbewerb w irken sich negativ auf das 
Gesundheitswesen aus. Die Mehrheit a lle r Befragten stim m te der Behauptung, «Markt und 
Wettbewerb führen automatisch zur Zweiklassenmedizin», nicht zu. Die Befürworterinnen 
wandten sich in sehr grösser Zahl dagegen, während sich eine knappe Mehrheit der Geg­
nerinnen damit einverstanden e rk lä rte  (54%).
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DIE STIMMBETEILIGUNG

Mit 45.2% lag die Stim m beteitigung am 1. Juni 2008 im M itte l der letzten zehn Jahre.

Wie die Analyse des soziodemografischen Profils ergibt (Tabelle 5.1), besteht ein d irekter Zu­
sammenhang zwischen dem A lte r und der Stimmbeteiligung: Typischerweise stim m en ä lte ­
re Stimmberechtigte deutlich häufiger ab als jüngere. Ausserdem w ar die Stimmbeteiligung 
auch höher, je besser der Bildungsstand der Stimmberechtigten. Frauen stim m ten am 1. Juni 
2008 zudem etwas häufiger ab als Männer. Der Landesteil, der Wohnort und das Einkommen 
w irkten sich nicht signifikant auf die Stimmbeteiligung aus (Ergebnisse nicht aufgeführt.).

Tabelle 5.1: Stimmbeteiligung am 1. Juni 2008 nach soziodemografischen M erkm alen

M erkm ale/K ategorien Stimmbeteiligung  
in %

Differenz zum 
M ittelw ert

In) Assoziations­
koeffizient

Total VOX (gewichtet)8 45 1004

Geschlecht V=.09**

Männer 41 -4 506

Frauen 50 +5 498

A lter V = .39***

18 bis 29 Jahre 20 -25 201

30 bis 39 Jahre 32 -13 196

40 bis 4-9 Jahre 41 -4 182

50 bis 59 Jahre 56 +11 155

60 bis 69 Jahre 66 +21 146

70 Jahre und darüber 77 +32 124

Schulbildung/Ausbildung V=.26***

Obligatorische Schulzeit 31 -14 93

Lehre, Berufsschule 35 -10 410

Matur, Lehram t 42 -3 95

B eru fsm itte lschu le , HTL 57 +12 112

Hochschulen 49 +4 80

U nivers itä t11 67 +22 212

*p<0.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: n icht s ign ifikant 
8 Gewichtung von gfs.bern
b D arunter fa llen die kantonalen Universitäten, die Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH] 

und die Fachhochschulen.
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Tabelle 5.2: S tim m bete iligung am 1. Juni 2008 nach politischen M erkm alen

M erkm ale/Kategorien Stim m beteili­
gung in %

Differenz zum 
M itte lw ert

In) Assoziations­
koeffizient

Total VOX (gewichtet)* 45 1004

Interesse für Politik V = .54***

Sehr in te ress ie rt 81 +36 208

Ziem lich in te ress ie rt 58 +13 404

Eher nicht in te ress ie rt 19 -26 242

Überhaupt nicht in te ress ie rt 5 -40 140

Teilnahme an Volksabstimmungen V =.69***

Nie (0) (-45) (49)

An weniger a ls der Hälfte 6 -39 196

An jede r zweiten 20 -25 121

An m ehr a ls der Hälfte 42 -3 276

An jede r 91 +46 320

Parteiverbundenheit < II cn * *

Sozia ldem okratische Partei 55 +10 158

C hris tlichdem okra tische Volksparte i 56 +11 75

Fre is inn ig -D em okratische P arte i/ 
L iberale Parte i 45 _ 140

Schweizerische V olkspartei 39 -6 136

Andere Parteien 48 +3 108

Keine Partei 37 -8 283

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V=.26***

Links aussen 54 +9 93

Links 61 +16 184

Mitte 44 -1 327

Rechts 53 +8 162

Rechts aussen 38 -7 104

Keine E instufung 17 -28 115

Kenntnisstand zu den Vorlagen V =,52***

Gering 17 -28 426

M itte l 61 +16 458

Gross 87 +42 120

Schwierigkeitsgrad der Meinungsbildung V =.28***

Eher le icht 73 +28 207

Weiss nicht 40 -5 496

Eher schw ierig 38 -7 274

*p<0.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: n icht s ignifikant. 
* Gewichtung von gfs.bern
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Bei der S tim m beteiligung vom 1. Juni 2008 waren politische Faktoren vie l w ichtiger, was 
häufig vorkom m t und schon in zahlre ichen VOX-Analysen zu beobachten w ar ITabelle 5.21.

Das Interesse fü r Politik w irk te  sich wie üblich s ta rk  auf die Beteiligung aus. Von den Perso­
nen, die sich fü r  Politik interessieren, nahmen die meisten an der Abstim m ung teil, während 
wenig Interessierte der Urne weitgehend fern blieben. Ausserdem gingen fast alle Perso­
nen, die angaben, im m er abzustimmen, auch dieses Mal an die Urne, während die S tim m be­
teiligung bei jenen, die angaben, bei jede r zweiten Abstim m ung oder weniger teilzunehmen, 
un terdurchschn ittlich  war. Unterschiede konnten zudem anhand der Faktoren e rm itte lt 
werden, die sich d irekt auf die Vorlagen vom 1. Juni 2008 beziehen. Personen, die sich -  auch 
nur ansatzweise -  auskannten bei den Abstim m ungsvorlagen, gingen abstimmen, während 
sich jene, die sie nur schlecht kannten, grossm ehrheitlich der Stimme enthielten. Diese 
Tendenz schlägt sich auch bei der Schw ierigkeit der Meinungsbildung nieder. Wer sich leicht 
eine Meinung bilden konnte, nahm fast ausnahm slos an der Abstim m ung teil, während die 
anderen der Urne m ehrhe itlich fernblieben.

Unter den Parteien ist es der SP und der CVP gut gelungen, ihre Anhängerschaft zur Teil­
nahme an der Abstim m ung zu bewegen: Dort lag die Beteiligung leicht über dem Landes­
durchschnitt. Die SVP bekundete etwas m ehr Mühe, ihre Anhängerinnen zu mobilisieren, 
obwohl zwei ih re r Initiativen zur Abstim m ung gelangten. Die Analyse hat schliesslich auch 
ergeben, dass die Vorlagen Personen, die sich rechts aussen einstufen, weniger an die Urne 
lockten die der anderen Kategorien. Einzig bei Personen, die sich auf der L inks-Rechts- 
Achse gar nicht e instuften, w ar die Enthaltung noch grösser als bei diesem Personenkreis.
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ZUR METHODE

Die Ergebnisse von VOX 96 beruhen auf der Analyse der Volksabstim m ung vom 1. Juni 2008. 
Das Forschungsinstitu t gfs.bern füh rte  die Befragung durch und die Abteilung fü r P o litik ­
w issenschaft der Universität Genf analysierte die erhobenen Daten.

Die Untersuchung beruht auf einer repräsentativen Befragung, die in der ganzen Schweiz 
innerhalb von zwei Wochen nach der Volksabstim m ung durchgeführt wurde. Die Stichprobe 
um fasst 1006 stim m berechtigte Personen und die Stichprobenziehung erfo lg te  in einem 
dreistufigen Zufallsverfahren -  nach Landesteil, Haushalten (anhand des elektronischen 
Telefonbuchs der Swisscom] und der in diesen Haushalten lebenden Personen [nach Alter): 
70% der Personen kommen aus der Deutschen Schweiz, 24% aus der W estschweiz und 6% 
aus der ita lien ischsprachigen Schweiz".

Mit einer Stichprobenziehung im Zufa llsverfahren und einer prozentualen W erteverte ilung 
von 5 0 % - 5 0 % erg ib t sich bei unserer Stichprobe m it 1006 Personen eine Fehlerm arge von 
+/-3%  m it einer P lausib ilitä tsschw elle  von 95%. Die Fehlermarge, die norm alerweise bei 3% 
bis 5% liegt, gibt an, inwiefern die Schlussfolgerungen der Untersuchung rich tig  sind. Die 
Bestim m ung der P lausib ilitä tsschw elle  beruht auf dem Chi-Quadrat-Unabhängigkeitstest. 
Dabei bedeutet * eine P lausib ilitä t von unter 0.05, ** von unter 0.01 und * * *  von unter 0.001. 
Beträgt die P lausib ilitä t m ehr als 5%, bedeutet der Verm erk n.s., dass der Koeffizient nicht 
s ignifikant ist. Die Korre lationen werden anhand des Koeffizienten V nach Cram er in te rp re ­
tie rt: 1 steht fü r  eine völlige Übereinstim m ung zwischen den beiden Variablen; 0 steht, wenn 
gar keine Übereinstim m ung zwischen den Variablen besteht.

"  Für E inzelheiten siehe technischer B ericht von gfs.bern.
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Informationen über die einzelne Abstimmung hinaus: 
der VOX-Trend

Der VOX-Trend analysiert säm tliche VOX-Analysen seit dem Jahr 2000 und gibt 
Auskunft über den W ertewandel, über Veränderungen im Institutionenvertrauen 
die Bindungen an Parteien und Verbände sowie die Gewohnheiten in der Mei­
nungsbildung bei Volksabstim m ungen in der Legis la tur 2003-2007 im Vergleich 
zur Legis latur 1999-2003. Der VOX-Trend nutzt dafür die zehn VOX-Analysen der 
Legislaturperiode 2003-2007 und verg le icht sie m it den 13 VOX-Analysen der 
Legis latur 1999-2003. Säm tliche Auswertungen der letzten beiden Legis la tu­
ren sind ebenfa lls online arch iv ie rt. Das Update e rfo lg t jäh rlich . Die Ergebnisse 
der Jahre 2000-2008 können auf Indikatorebene als Grafiken nachgeschlagen 
werden. Zudem dokum entieren w ir  die technischen Aspekte m it den angewand­
ten Methoden und stellen einen inhaltlichen Bericht zur Verfügung, welcher die 
Trends analysiert.

Der VOX-Trend ist online zugänglich unter 
w w w .g fsb ern .ch /p u b lika tio n en /
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